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Senat legt Quartiersmanagement-Gebiete fest
Sozialen Zusammenhalt fördern

ie vier neuen Quartiers-management-Gebiete sindder Boulevard Kastanien-allee in Marzahn-Hellersdorf, die Badstraße in Mitte, die Klixstraße/Auguste-Viktoria-Allee in Reinickendorf und dasKosmosviertel im Bezirk Trep-tow-Köpenick. Zwei bestehendeGebiete des Quartiersmanage-ments werden um den Wasser-torplatz in Friedrichshain-Kreuzberg und die Sonnenal-lee/High-Deck-Siedlung in Neu-kölln erweitert.Das Quartiersmanagement-verfahren verfolge seit 1999  das Ziel, städtebaulich, wirt-schaftlich und sozial benach-teiligte  Stadtteile zu stabilisierenund aufzuwerten, indem Akteureim Quartier aktiviert und zusam-mengebracht werden. Investi-tionen in öffentliche Infra-struktur, den öffentlichen Raumund das Wohnumfeld sollen dazubeitragen, den sozialen Zusam-menhalt zu verbessern. Derzeitumfasse die Förderkulisse 34 Quartiersmanagementgebietein sieben Bezirken, heißt es vom

Stadtentwicklungssenat.  Stadt-entwicklungssenator Geisel(SPD) wolle sich damit den gro-ßen Herausforderungen derwachsenden Stadt nicht nurbeim Wohnungsbau stellen, son-dern auch den sozialen Zusam-menhalt fördern,  die Lebens-chancen der Bewohnerinnen und Bewohner verbessern unddas bürgerschaftliche Engage-ment in benachteiligten Gebie-ten stärken. Gefördert werdensollen so wohlklingende Dinge,wie z.B. sozio-integrative Pro-jekte und lokale Netzwerke.Dazu setze das Programm be-

sonders auf die Mitwirkung derBewohnerinnen und Bewoh-ner sowie von Akteuren imStadtteil, heißt es beim Senat. ImKoalitionsvertrag sei vereinbart,Gebiete mit prekären Nachbar-schaften weiter zu stabilisieren. Dass dies offenbar dringendnotwendig ist, zeigte Mode-ratorin Kathy Weber vom K1-Magazin in einem Beitrag über il-legale Müllablagerungen inBerlin. Alexander Kraus, Vorsit-zender des Bundes der Steuer-zahler Berlin, rechnete ihr indem Fernsehbeitrag vor, dass deren Entsorgung den Steuerzahler in den letzten fünfJahren über 22 Millionen Eurogekostet hat.  

Noch kurz vor Weihnachten hat der Berliner Senat neue Fördergebiete
im Städtebauförderprogramm Soziale Stadt festgelegt. Stadtentwick-
lungssenator Andreas Geisel will damit auch den sozialen Zusammen-
halt und das bürgerschaftliche Engagement in benachteiligten
Gebieten fördern. Ziel ist ein neues Verantwortungsbewusstsein für
das Zusammenleben im Stadtteil. Dass das mancherorts notwendig ist,
rechnete der Bund der Steuerzahler im K1-Magazin anhand der Kosten
für die Beseitigung illegaler Müllablagerungen vor. 
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Alexander Kraus vom BdSt 
klärt Kathy Weber vom 

K1-Magazin über die Kosten 
der Müllbeseitugung auf.

Betrag 
ansehen:

http://bit.ly/
1TBK9BUSteuerzahler müssen sich zum Jahres-wechsel auf eine Vielzahl von steuer-lichen Änderungen einstellen.  Mit dempraktischen Helfer „Steueränderungen2016 und aktuelle Steuertipps“ infor-miert der Bund der Steuerzahler überdie wichtigsten Neuerungen im Steu-errecht leicht verständlich und an-hand vielerBeispiele. 

BdSt-Mitglie-der können dieBroschüre ko-stenlos in derGeschäftsstellebestellen.
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Gericht hebt Hundeverbot am Schlachtensee auf
Sind 200 Hinweispfosten jetzt für die Katz?

nlass für den Rechtsstreitwar, dass das BezirksamtSteglitz-Zehlendorf dieGrenzen für das direkt angren-zende Hundeauslaufgebiet imGrunewald mit Wirkung ab dem15. Mai 2015 vom Ufer der Bade-gewässer ein Stück weit in denWald zurückversetzt hatte. Gassigehen auf dem Uferweg warfortan nicht mehr erlaubt, denndieser gehört nun nach der Auf-fassung des Bezirksamtes zurBadestelle.Auf seiner Internetseite hattedas Bezirksamt klargestellt, dassauch schon in den Jahren davorHunde an die BadestellenSchlachtensee und KrummeLanke nicht mitgeführt werdendurften. Dies sei auf den Schil-dern des Gesundheitsamts auchnachzulesen gewesen. Durch dasbis dahin unmittelbar angren-zende Hundeauslaufgebiet undfehlender Kennzeichnung derGrenzen sei dies jedoch nichtleicht zu verstehen und zu be-achten gewesen. Mit der Kenn-zeichnung und Markierung derlandseitigen Grenzen dieser Ba-

destellen greife seit 15. Mai 2015der § 2 Berliner Hundegesetz un-mittelbar. Seitdem dürften dortHunde nicht mehr mitgeführt wer-den. Dazu sei auch kein gesonder-tes „Hundeverbot“ erforderlich.Im Vordergrund stehe, dassSchlachtensee und KrummeLanke als Badegewässer erhal-ten werden sollen. Durch Hunde-kot könnten schwerwiegendeErkrankungen auf den Menschenübertragen werden. Durch dieVeränderung der Regeln würdezudem eine Erosion der Bödenverhindert, und wertvolle Le-bensräume würden für Pflanzenund Tiere erhalten. Auch dafür,warum überwiegende Teile deskompletten Uferwegs mit in dasHundemitführverbot einbezogenwurden, hatte die Verwaltungeine Erklärung: Schon beim Zu-gang zur Badestelle würde Hun-dekot an Schuhen und Füßenmitgeführt werden. Außerdemwürde vom Uferweg Hundekotin das Badegewässer eingespültwerden, hieß es auf der Bezirks-amtsseite weiter. Im Kern geht esalso um die Frage, wie weit sich

die vor Hunden besonders zuschützende Badestelle vom Uferins Landesinnere und damit auchüber den Gehweg hinweg erstreckt. Das Verwaltungsgericht sahdas allerdings ganz anders alsdas Bezirksamt. Am 15. Dezem-ber 2015 gab es der Klage einesHundehalters statt und hob dasHundeverbot am Schlachtenseeund an der Krummen Lanke auf.Der Uferweg könne nicht insge-samt als Badestelle angesehenwerden. Entgegen der Auffas-sung der Behörde sei nicht jedesBadegewässer nach der Badege-wässerverordnung zugleich Ba-destelle im Sinne des Hunde-gesetzes. Das Ziel des Gewässer-schutzes sei schließlich durch dieallgemein geltende Leinenpflichtfür Hunde gewährleistet, derenEinhaltung die Behörde ggf.strenger kontrollieren müsse,hieß es in einer Pressemitteilungdes Gerichts.Ob das Bezirksamt gegen dasUrteil in Berufung geht, war bisRedaktionsschluss noch nicht be-kannt. Bleibt das Hundeverbotgekippt, wären auch die Kostenfür die Durchsetzung des Hunde-verbots überflüssig gewesen. Be-reits im letzten Sommer hatteder Bund der Steuerzahler dahervorsorglich nach den Kosten ge-fragt. In der Aktenauskunft dergrünen Bezirksstadträtin ChristaMarkl-Vieto von September 2015hieß es, dass 160 Holzpfostenaufgestellt, der Auftrag aber nochnicht abgerechnet sei. Das Ange-bot für 200 Holzpfosten inklu-sive 500 Meter Wildschutzzaunbeliefe sich auf 6.183,78 Euro in-klusive Material und Aufstellung.Ein stolzer Preis für die derbenund jetzt womöglich sogar völligüberflüssigen Holzpflöcke meintder Bund der Steuerzahler. Wasder Wildschutzzaun dabei aus-macht bzw. überhaupt mit deneigentlich angefragte Pfosten zu

tun hat, wurde in dem Schreibenleider nicht weiter ausgeführt. Auch für eine Anwohnerver-sammlung im April 2015 zumThema Hundeverbot wurde or-dentlich Steuergeld ausgeben.Laut der Aktenauskunft kamendie Mittel in Höhe von zusam-men 2.895,74 Euro von der Se-natsverwaltung für Stadtent-wicklung und Umwelt. Allein1.840 Euro entfielen davon nurauf das Honorar für die Modera-tion. Die Unterrichtung der Ein-wohner über allgemein bedeut-same Angelegenheiten des Be-zirks und ihre Mitwirkungs-rechte in Einwohnerversamm-lungen ist tatsächlich im Bezirks-verwaltungsgesetzt vorgesehen.Für den Bund der Steuerzahlerstellt sich allerdings die Frage, obhier der Aufwand in einem ange-messenen Verhältnis zu demmäßig bedeutsamen und zudemwomöglich sowieso fehlerhaftzustande gekommenen Hunde-verbot steht. Eine im Gesetz vor-gesehene Informationsveranstal-tung könnte sicherlich auch vonMitarbeitern oder der politischenFührung des Bezirksamtes durch-geführt werden, meint der BdSt. Markl-Vieto zeigte sich gegen-über dem Bund der Steuerzahlerin dem Schreiben jedenfalls si-cher, dass die Maßnahme demInteresse der überwiegendenZahl der Bürgerinnen und Steu-erzahler diene und bedauerte,dass dies zu Einschränkungenfür Hundehalter/innen führe. DieHundehalter warfen der Bezirks-stadträtin hingegen vor, mit derMaßnahme „politische Ziele nachGutsherrenart mit dem Holz-knüppel durchzuprügeln“. Der Bund der Steuerzahlerhält die Maßnahme so oder sofür Steuergeldverschwendung.Sollte die Entscheidung des Ver-waltungsgerichts und damit dieAufhebung des Hundemitfüh-rungsverbotes Bestand haben,wären über 9.000 Euro und zu-sätzlich auch noch Gerichtsko-sten in unbekannter Höhe für dieKatz gewesen. 

Im Mai 2015 war vom Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf für die Uferbe-
reiche am Schlachtensee und an der Krummen Lanke ein Mitführver-
bot für Hunde erlassen worden. Kenntlich gemacht werden sollte die
Hundeverbotszone mit 200 Holzpfosten. Der Protest der Hundehalter
war heftig, und eine Klage ließ dann auch nicht lange auf sich warten.
Im Dezember 2015 wurde nun das Hundeverbot durch das Verwal-
tungsgericht gekippt. Wird das Urteil rechtskräftig, waren die Kosten
für die 200 Holzpfosten mit einem roten Piktogramm für die Katz. 

A

Rustikale Bauermalerei: Bezirk
hat keine Hinweise, dass diese
Holzpfosten nicht als offizieller
Hinweis erkennbar sind.
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In Köpenick führt bald eine Brücke ins Nir-
gendwo. Das lässt sich der Bezirk ordentlich
was kosten. In Zeiten knapper Kassen und ma-
roder Infrastruktur lässt Köpenick sich für
über 400.000 Euro eine hübsche Stahlträger-
brücke an eine Stelle setzen, wo in wenigen
Metern Entfernung bereits eine Brücke exi-
stiert a gibt es eine Ecke in der Altstadt Kö-penick, in die sich kaum jemand ver-irrt, weder Touristen noch Anwohner.Fußgänger gibt es hier nur wenige. Der Kietz-graben fließt beschaulich am kleinen Amts-wäldchen, einer Brache, vorbei. Auf deranderen Seite des Grabens: Hinterhofatmo-sphäre. Passanten, die sich dort auf derWiese hinter der Mittelpunktbibliothek wie-derfinden, können sich eigentlich nur ver-laufen haben. Genau dort wird nun eine Brücke gebaut.Was sich wie ein Schildbürgerstreich anhört,hat sich das Bezirksamt Köpenick ausgedacht– vor vielen Jahren, als die Gegend noch Sa-nierungsgebiet war. Das war von 1993 bis2007.Jetzt ist die Brücke im Bau. Bis zum April2016 soll sie fertig sein. Verteuert hat sie sichauch schon. Aus den geplanten 412.000 Eurosind knapp 465.000 geworden - viel Geld füreine Brücke, die niemand braucht.Dass man auch in der Verwaltung mit derBrücke so seine Zweifel hat, konnte der Bundder Steuerzahler im Rahmen einer Aktenein-sicht in Erfahrung bringen. Wohl aufgrundvon Angst vor negativen Pressemeldungen

sagt schon Nein, wenn der Senat mit 465.000Euro winkt. Fakt ist, in Sichtweite zur neuenBrücke ist bereits die Landjägerbrücke. DerUmweg zur Bibliothekshinterhof, wo es ir-genwann einmal einen Biergarten gebenkönnte, beträgt ohne die neue Brücke nurwenige Minuten. 

wurde entschieden den Brückenbau nicht andie große Glocke zu hängen und keine offi-zielle Pressemitteilung seitens der Senats-verwaltung für Stadtentwicklung zuVeröffentlichen. Das Gemeinschaftsprojektvon Land und Bezirk wurde nur im Rahmeneiner allgemeinen Information auf der Inter-netseite der zuständigen Senatsverwaltungvorgestellt. Auch der Köpenicker Baustadtratgibt in einem Schreiben zu, dass sich der Sinndes Brückenbaus „zugegebenermaßen nichtauf den ersten Blick erschließt“. Auch erhätte in Zeiten knapper Kassen eine intensiveDiskussion mit seiner Verwaltung gebraucht,um dem Projekt letztlich seine Zustimmungzu erteilen. Er verspricht sich von der Brückeeine Steigerung der Attraktivität der Altstadt.Der Platz hinter der Bibliothek biete Nut-zungsmöglichkeiten als Biergarten oder fürVeranstaltungen. Alles nur realisierbar mit:der Brücke.Der Bund der Steuerzahler ist da andererMeinung. Der Bezirk war einfach nicht in derLage Nein zu sagen, zu der Brücke, die keinerbraucht. Stattdessen hat man sich in der Verwaltung die Argumente so hingedreht, bisirgendwie doch alles einen Sinn macht. Wer

Die Brücke, die keiner braucht
Bund der Steuerzahler nimmt Akteneinsicht

Wird bald die eine
Brache mit der ande-
ren Brache verbin-

den: Die neue Brücke
über den Köpenicker
Kietzgraben. Über
465.000 Euro lässt
sich der Bezirk das
kosten. Besucher-

ströme, die die
Brücke nutzen könn-
ten gibt es in Köpe-
nick jedoch nicht. 

D

Angst vor schlechter Presse? Die Köpenicker
erfuhren vom Baustart nur über diese Bau-
tafel. Auf eine Pressemitteilung zum Bau-
beginn hat man bewusst verzichtet. Dies
hat der Bund der Steuerzahler Berlin im 
Rahmen einer Akteneinsicht beim Bezirksamt
herausgefunden.

Steuerterminkalender 2016Grundsteuer, Gewerbesteu-er, Energiesteuer, Lohn-steuer, Umsatzsteuer – siealle müssen pünktlich ge-zahlt werden. Damit nie-mand den Überblick ver-liert, wann welche Steuer fälligist, hat der Bund der Steuerzah-

ler für seine Mitglieder wiedereinen Steuerterminkalender auf-gelegt. Mitglieder des BdSt Berlin kön-nen den Steuerterminkalenderkostenlos in der Geschäftstellebestellen.
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Berliner Abgeordnete bekommen mehr Geld
Automatische Diätenerhöhung

Enorme Pensionsaugaben in den kommenden Jahren
Berlin Spitzenreiter bei den Versorgungsverpflichtungen

Die 149 Mitglieder des Berliner Abgeordne-
tenhauses bekommen auch 2016 wieder mehr
Geld. Seit 2009 die Diätenkommission abge-
schafft worden war, nachdem sich der Bund
der Steuerzahler damals massiv gegen eine
achtprozentige Diätenerhöhung eingesetzt
hatte, steigen die Bezüge unserer Teilzeit-
Volksvertreter seither jedes Jahr automatisch
an. Konstant bleibt 2016 jedoch die steuer-
freie Kostenpauschale.ie Entschädigung eines Mitglieds desBerliner Abgeordnetenhauses orien-tiert sich dabei an der Hälfte desGrundgehaltes eines Beamten der BesoldungB4, nach der z.B. ein Bezirksstadtrat, einKanzler an einer der drei großen BerlinerUniversitäten oder der Präsident des Lagesobezahlt werden. Ab Januar 2016 sind das fürdie Abgeordneten 3.601 Euro im Monat, dievoll versteuert werden müssen. Zusätzlichbekommen die Mitglieder des Berliner Abge-ordnetenhauses eine monatliche Kostenpau-schale, die 2016 unverändert 2.518 Eurobeträgt. Mit ihr soll der Abgeordnete seineKosten decken, die sein Mandat und der Be-

trieb eines externen Abgeordnetenbüros mitsich bringen. Abgeordnete, die kein eigenesBüro unterhalten, bekommen eine um 1.000Euro niedrigere Kostenpauschale. Zusätzlichgibt es Kostenübernahmen für Mitarbeiterim Bürgerbüro, einmalige Investitionszu-schüsse sowie eine Altersversorgung und Zu-schüsse zur Krankenversicherung. Die Entschädigung für den Präsidenten be-trägt nach dem Landesabgeordnetengesetzdas Doppelte und bei den beiden Vizepräsi-denten das Eineinhalbfache einer normalenDiät. Zusätzlich verteilen auch noch die Frak-tionen Geld an Abgeordnete mit besonderenFunktionen. Diese sogenannten Funktions-zulagen beliefen sich laut Verwendungs-nachweis für das Jahr 2014 bei derSPD-Fraktion auf insgesamt 265.105 Euro,bei der CDU-Fraktion auf weitere 242.000 Euround bei der Linksfraktion auf 92.116 Euro.Deutlich weniger Funktionszulagen ver-teilten die Fraktion Bündnis 90/Die Grünenmit 24.000 Euro sowie die Piratenfraktionmit 27.186 Euro. Der Bund der Steuerzahlerhatte in der Vergangenheit mehrfach die Geheimniskrämerei von SPD- und CDU-

Fraktion um ihre Funktionszulagen kritisiert,die der Verein entweder der Höhe oder nach dem Umfang des Empfängerkreise für nicht verfassungsgemäß hält. Als pro-blematisch sieht der BdSt auch an, wenn Bürgerbüros von Abgeordneten  für die striktzu trennende Parteiarbeit mitbenutzt wer-den würden. 

D

Auf Berlin rollt die Pensionsla-
wine zu. Bereits im Jahr 2011 hat
der Bund der Steuerzahler in
einem Gutachten die drohenden
zukünftigen Kosten der Beamten-
versorgung beziffert. Nun hat
auch die Berliner Finanzverwal-
tung im Rahmen der Beantwor-
tung einer Schriftlichen Anfrage
beim Berliner Abgeordnetenhaus
entsprechende Zahlen genannt.erlin muss in den kom-menden Jahren mit stei-genden Ausgaben für dieVersorgung von Beamten im Ru-hestand rechnen, das geht aus derAntwort auf eine Schriftliche An-frage der Piratenfraktion beim Ber-liner Abgeordnetenhaus hervor.Obwohl das Land die Anzahl derBeamten in den letzten Jahrengesenkt hat, werden die Pensions-ausgaben vorerst deutlich steigen.

Im Jahr 2014 hat das Landüber 1,4 Milliarden Euro für dieVersorgung seiner Beamten imRuhestand ausgegeben. Das sindknapp 5,9 Prozent der Gesamt-ausgaben. Bis zum Jahr 2019 – sorechnet die Finanzverwaltungvor – wird sich dieser Wert aufüber 1,7 Milliarden Euro (knapp6,5 Prozent der Gesamtausga-ben) erhöhen. Im Jahr 2030 Wirddas Land Berlin sogar knapp 2,5Milliarden Euro an Pensionszah-lungen leisten, also eine Milliardemehr als heute. Um steigenden Kosten entge-genzuwirken hatte der Senat dieZahl der Beamten seit 2003 vondamals rund 83.500 Beschäftig-ten auf 66.000 Beschäftigten imJahr 2014 reduziert. Zudem wer-den neu eingestellte Lehrerinnenund Lehrer seit 2004 nicht mehrverbeamtet. Diese Änderungen

machen sich jedoch hinsichtlichder Versorgungsausgaben erst ineinigen Jahren bemerkbar. Sowerden die Pensionszahlungenerst ab dem Jahr 2033 wiedersinken. Der Grund für die steigendeZahl von Versorgungsempfän-gern und damit der Versor-gungsausgaben ist laut Senats-verwaltung für Finanzen vorallem das Ergebnis der Zusam-menführung der beiden BerlinerStadtverwaltungen nach derWiedervereinigung. Zudemstellte die West-Berliner Verwal-tung in den 70’er und 80’er Jah-ren aus beschäftigungspoli-tischen Gründen viele Personenin den öffentlichen Dienst ein.Seit dem Jahr 1999 zahlt dasLand Berlin in eine Versorgungs-rücklage ein. Zuletzt, im Jahr2014, wurden dort 55 Millionen

Euro zugeführt. Das ist ange-sichts der zu erwartenden Aus-gaben aber nicht viel mehr alsein Tröpfchen auf den heißenStein. Viel zu spät hat man in Ber-lin damit begonnen, sich auf diezu erwartenden, immensen Ko-sten einzustellen.In einer Studie aus dem Jahr2011 hatte der Bund der Steuer-zahler auf die enormen Versor-gungsverpflichtungen des Bun-des und der Länder hingewiesen.In der Studie wurde der Barwertaller schwebenden Versorgungs-verpflichtungen des Landes Ber-lin bis zum Jahr 2050 auf bis zu69 Milliarden Euro beziffert. Be-zogen auf das Berliner Bruttoin-landsprodukt des Basisjahres2009 nahm das Land damit beiseinen Versorgungsverpflichtun-gen den Spitzenplatz unter allenBundesländern ein. 

B

Berliner Abgeordnetenhaus: Die hohe 
Anzahl an Abgeordneten wird mit dem 
Teilzeitparlament begründet. Geht es um
die Diäten, ist das Mandat ein Vollzeitjob. 
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BroschürentippGrundsteuer, Gewerbesteuer, Ener-giesteuer, Lohnsteuer, Umsatzsteuer– sie alle müssen pünktlich gezahltwerden. Damit niemand den Über-blick verliert, wann welche Steuer fäl-lig ist, hat der Bund der Steuerzahlerfür seine Mitglieder wieder einen
Steuerterminkalender aufgelegt. Mitglieder des BdSt Berlin könnenden Steuerterminkalender kostenlosin der Geschäftstelle bestellen.

intergrund ist eine Organ-klage der Piratenfraktionvor dem Berliner Verfas-sungsgericht aus dem Jahr 2013wegen der vermuteten Verlet-zung des Budgetrechts im Zugedes Rückkaufs der RWE-Anteilean den Berliner Wasserbetrie-ben. Auch der Bund der Steuer-zahler Berlin hatte die Aktiondamals bei einer gemeinsamenPressekonferenz unterstützt. Anersten Gesprächen zu einer Or-ganklage durch Parlamentsfrak-tionen hatten damals aufBetreiben des Wassertischsneben der Piratenfraktion auchdie Fraktionen der Linken undder Grünen teilgenommen. Nachdem die Grünenfraktionabgesprungen war und bei derPiratenfraktion die Finanzie-rung angeblich ungeklärt gewe-sen sei, hatten sich Franzen undRebel im April 2013 gegen- über der Berliner Piratenfrak-tion auf einem – laut Rebel – vondieser vorformulierten Schrei-ben verpflichtet, Prozesskostenin Höhe von bis zu 25.000 Eurozu übernehmen, sofern die Ko-sten nicht durch eine an-dere Fraktion oder sonst vondritter Seite getragen werden.Geplant war damals vom Wassertisch, Spenden unter den zahlreichen Unterstützernfür die Organklage einzusam-meln. Die beiden Wassertischlerhätten sich trotz des Risikos, später zur Kasse gebeten zu wer-den, in einer Zwangslage be-

funden, um die Beauftragung der Organklage nicht zu gefähr-den, erklärte Rebel dem Bundder Steuerzahler. Dass sie die Erklärung im eigenen Namen ab-gegeben haben, begründeten Sie damit, dass der Wassertischselbst keine eigene Rechtsper-sönlichkeit besitzt. Eine eigeneschriftliche Erklärung, bei der die Zahlungspflicht davon ab-hängig gewesen sei, ob die Fraktion sonst nicht Ihre Frakti-onsarbeit hätte aufrechterhaltenkönnen, sei laut Rebel von denPiraten damals zurückgewiesenworden. Heute wirft Rebel der Piraten-fraktion vor, dass diese sofortnach Erhalt der Kostenübernah-megarantie mit einer Pressemit-teilung an die Öffentlichkeitgegangen sei, ohne sich vorhernoch einmal mit der Linksfrak-tion abzustimmen, weshalb sich

diese – so Rebel – ebenfalls vonder Organklage und damit voneiner Kostenbeteiligung zurück-gezogen habe. Rund zweieinhalb Jahre späterflatterte Franzen und Rebel eineZahlungsaufforderung der Pira-tenfraktion über 25.134,59 Euroins Haus, unterzeichnet vomFraktionsvorsitzenden der Pira-ten, Martin Delius. Mittlerweilehat die Piratenfraktion sogarKlage vor dem Landgericht ein-gereicht. Der Vorsitzende des Bun-des der Steuerzahler Berlin,Alexander Kraus, findet die Vorgehensweise der Piraten-fraktion bedenklich: „Die Frak-tionen im Abgeordnetenhauswerden für ihre Arbeit sehrgroßzügig mit Steuergeldernausgestattet, so dass diese ihre parlamentarischen Rech-te grundsätzlich auch mit eigenen Mitteln durchsetzenkönnen sollten. Jetzt lässt die Piratenfraktion zwei Bürger, die damals eine spendengetra-gene Aktion absichern wollten,nach mittlerweile fast drei Jahren voll gegen die Wand lau-fen. Eine Spendenaktion ist jetzt natürlich nicht mehr sinn-voll machbar.“

Zahltag bei den Freibeutern
Piratenfraktion verklagt Wassertischler auf 25.000 Euro

Die Piratenfraktion im Berliner Abgeordnetenhaus hat vor dem Land-
gericht zwei führende Köpfe des (einen) Berliner Wassertischs ver-
klagt. Die beiden Wasseraktivisten Sigrun Franzen und Wolfgang Rebel
sollen 25.000 Euro zahlen. Sie hatten sich im April 2013 privat mit
einer schriftlichen Erklärung verpflichtet, anteilige Kosten für eine
Organklage bis zu dieser Höhe zu übernehmen. Ursprünglich als Ga-
rantie für eine Spendenkampagne des Wassertischs gedacht, könnte
Franzen und Rebel ihr Idealismus jetzt auf die Füße fallen. Wurden die
beiden von den parlamentarischen Freibeutern ausgetrickst?

H

NDR extra 3-Beitrag zum Schwarzbuch-
Fall "Fußgängertunnel" vom 17.02.16
ansehen: bit.ly/1WIhQTC
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Jährlich 18.000 Euro für Unterbringung eines Flüchtlings?
Öffentliches Preisrecht gegen Abrechnungswucher

n den Medienberichten ging esum die Verhandlungen desBerliner Senats über die lang-fristige Anmietung von angeblich10.000 Hotelbetten zu einemPreis von 50 Euro pro Flüchtlingund Nacht. Der Vorsitzende desBerliner Steuerzahlerbundes,Alexander Kraus, hielt das in derZDF-Sendung heute Deutschlandam 3. Februar 2016 allerdingsfür eine sehr teure Unterbrin-gungsmöglichkeit und rechnetevor, dass die meisten Steuerbür-ger auch keine 18.000 Euro proJahr hätten, um sich und ihre Fa-milie unterzubringen. Der Bund der SteuerzahlerBerlin hatte sich in der Vergan-genheit bereits mehrfach kritischzu einer überteuerten Unterbrin-gung von Flüchtlingen geäußert.Die Frankfurter Allgemeine Zei-tung schrieb am 25. September2015: „Der Bund der Steuerzah-ler mahnt schon, dass die Ver-waltung die Grundsätze derWirtschaftlichkeit und Sparsam-keit nicht über Bord werfendürfe. Es dürften keine Unter-kunftskosten deutlich oberhalbder ortsüblichen Vergleichs-miete akzeptiert werden. ‚Nichthinnehmbar ist, wenn sich Ver-mieter auf Kosten der Steuerzah-ler unter Ausnutzung derNotsituation der Betroffeneneine goldene Nase verdienenkönnen‘, sagt der Vorsitzendedes Berliner Steuerzahlerbun-des, Alexander Kraus“. Im SAT1-Frühstücksfersehen hatte Krausam 19. Oktober 2015 die Be-fürchtung geäußert, dass dievom Steuerzahler bereitgestell-ten Mittel gar nicht bei den Be-dürftigen ankommen, sondernstattdessen in die Kassen von du-biosen Vermietern fließen. Be-

reits im März 2015 hatte esKraus in der Berliner Abend-schau im Zusammenhang mit der Flüchtlingsunterbringung in völlig verkommenen Hostelsdurch das LAGeSo als Unding bezeichnet, dass die Steuermittelgar nicht bei den Flüchtlingenankommen, weil die Verwaltungüberhaupt nicht in der Lage sei, die Betreiber zu kontrollie-ren. Dabei lassen die aktuellen Me-dienberichte befürchten, dassgenau das gerade passiert. DerBund der Steuerzahler Berlinhatte daher bereits im letztenDezember die Berliner Senats-verwaltungen für Wirtschaftsowie für Soziales angeschrie-ben. Wissen wollte der Verein, obim Zusammenhang mit der Unterbringung von Flüchtlingenbereits Preisprüfungen durchge-führt werden bzw. vorgesehenist, diese künftig durchführen zu

lassen. Im Hinterkopf hatte derVerein die in weiten Teilen beiden Verantwortlichen unbe-kannte „Verordnung PR Nr.30/53 über die Preise bei öffent-lichen Aufträgen vom 21. No-vember 1953 sowie die LSP(Leitsätze für die Preisermitt-lung)“.Diese Rechtsvorschrift stelltein hoheitliches Instrumenta-rium des öffentlichen Preisrechtszur Verfügung, das Beschaffun-

gen der öffentlichen Hand zu an-gemessen Selbstkostenpreisensicherstellen kann, wenn nichtmehr funktionierende Märkteeine wettbewerbliche Preisbil-dung nicht mehr gewährleistenkönnen. Hierauf hatte im letztenOktober auch schon der Deut-sche Städte- und Gemeindebund(DStGB) im Zusammenhang mitüberteuerten Beschaffungen vonContainern zur Flüchtlingsunter-bringung hingewiesen. Der
Antworten der Senatsverwaltungen

„(…) Es finden derzeit keine Preisprüfungen im Zusammenhang mit der Unterbringung von Flüchtlingen
statt und es gibt auch keine entsprechenden Pläne über künftige Prüfungen. Zum einen gehen Prüfungen
regelmäßig auf entsprechende Prüfungsersuchen der öffentlichen Auftraggeber zurück, die nicht vorlie-
gen. Zum anderen sind Preisprüfungen lt. Verordnung auf Lieferungen und Leistungen beschränkt. Bau-
leistungen, zu denen auch Container, die gewisse Voraussetzungen erfüllen, gehören, unterliegen ebenso
wenig der Preisprüfung wie die Mieten. (…)“ Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Forschung„(…) Bisher wurde im Zusammenhang mit der Unterbringung von Flüchtlingen vom Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales (LAGeSo) kein Antrag auf Preisprüfung an die Preisprüfungsstelle der Senatsver-
waltung für Wirtschaft, Technologie und Forschung gestellt. Vorher soll eine interne Auswertung der
vielfältigen Aufgaben des LAGeSo auf Möglichkeiten einer Preisprüfung erfolgen. Gegenstand der internen
Auswertung soll sowohl die Feststellung der für eine Preisprüfung geeigneten Rechtsgeschäfte sein, dar-
auf aufbauend dann eine Priorisierung anhand von Wirtschaftlichkeitserwägungen. Wegen des weiterhin
hohen Bedarfes an Unterkünften und der zeitgleichen Neustrukturierung der Aufgaben in der Flüchtlings-
unterbringung vom LAGeSo durch die Schaffung eines neuen Landesamtes für Flüchtlingsangelegenhei-
ten bestehen derzeit allerdings nur wenig personelle Kapazitäten für die Vorprüfung. (…)“Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales

Zelte, Turnhallen, verkommene Hostels, beschlagnahmte Bürogebäude:
Der Berliner Senat sucht mit seiner überforderten Verwaltung in der
Stadt verzweifelt nach Unterbringungsmöglichkeiten für zigtausende
Flüchtlinge und muss dafür viel Steuergeld in die Hand nehmen. An-
fang Februar hatten zahlreiche Medien von geheimen Verhandlungen
des Senats mit einer Hotelkette berichtet. Der Vorsitzende des Bundes
der Steuerzahler Berlin hielt das im ZDF allerdings für eine sehr teure
Unterbringungsmöglichkeit.

I

Der Berliner BdSt-Vorsitzende am 3. Februar 2016: „Wir halten das
für eine sehr teure Unterbringungsvariante. Wenn man das hoch-

rechnet auf´s Jahr, kommen wir auf 18.000 Euro pro Flüchtling. So
viele Mittel haben die meisten Steuerbürger auch nicht zur Verfü-

gung, um sich selbst und ihre Familien unterzubringen.“
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DStGB unterstrich, dass zwarBauleistungen nicht dem Anwen-dungsbericht der Verordnung,sehr wohl aber Lieferverträgeund ausdrücklich auch Mietver-träge über Wohn- und Gewer-beimmobilien unterworfenseien. Die Rechtsfolge eines beieinem öffentlichen Auftrag preis-rechtlich unzulässig überhöhtvereinbarten Preises sei, dassnicht der gesamte Vertrag nich-tig ist, sondern nur die Preisver-einbarung. Der unzulässige Preiskönne durch einen zulässigenMarkt- oder einen angemessenSelbstkostenpreis ersetzt wer-

den. Empfohlen wurde vomDStGB deswegen auch, Fertig-baumodule und Container nurals schlichte Lieferung zu be-schaffen und Aufbaumaßnahmean separate Handwerker zu ver-geben.  Die Antworten der beiden an-gefragten Senatsverwaltungenlassen jedenfalls befürchten,dass weder der politische Willenoch überhaupt die personellenVoraussetzungen bestehen, umdas seit der Nachkriegszeit be-stehende Preisprüfungsrecht an-zuwenden. Verwundert zeigtesich der Bund der Steuerzahler

Berlin jedenfalls darüber, dassdie beim Wirtschaftssenat ange-siedelte Preisprüfungsstelle - an-ders als der DStGB und Preis-prüfer - keine Anwendbarkeitder Verordnung für Mieten sieht.Der Bund der Steuerzahler Ber-lin fordert, das Preisprüfungs-recht konsequent anzuwendenund beim Vorliegen unzulässigüberhöhter Preise und Mietennachträglich zu kürzen. 
Alexander Kraus spricht im Sat1
Frühstücksfernsehen und in der

rbb-Abendschau zum Thema
Flüchtlingsunterbringung

Aus Studentenwerk wird Studierendenwerk
„... da Frauen und Männer sprachlich gleich zu behandeln sind“

Gender-Wahn in Berlin. Das Berliner Studen-
tenwerk soll umbenannt werden. In Zukunft
soll es Studierendenwerk heißen. Alle Schil-
der, Beschriftungen, Werbematerialien, Ge-
schäftspapiere usw. müssen dann geändert
werden. Diese Maßnahme wird nach Angaben
des Berliner Senates ca. 800.000 Euro kosten.m vorweg eines klar zu stellen, derBund der Steuerzahler ist nicht gegendie Gleichbehandlung von Mann undFrau. Die Frage ist eher: Rechtfertigt das Zielder Verwendung des neutraleren Begriffs„Studierendenwerk“, wie es in einem Schrei-ben der Bildungsverwaltung heißt, die Um-benennung für 800.000 Euro? Beziehungs-weise, fühlen sich Studentinnen beim Stu-dentenwerk nicht richtig aufgehoben? Wohlkaum. Während andernorts über marode Schu-len geklagt wird, hat man in der Berliner Bil-dungsverwaltung unter der Leitung vonSenatorin Scheeres (SPD) den Gesetzesvor-

schlag gemacht, wonach die Anstalt des öf-fentlichen Rechts umbenannt werden soll.Frauen und Männer seien sprachlich gleichzu behandeln. Zudem sei der Begriff „Studie-rendenwerk“ auch bereits in anderen Län-dern eingeführt. Wer keine Ausgaben hat, dermacht sich welche. Eine Asta-Referentin begründete den „Vor-stoß zur Gleichstellung“ damit, dass dieHälfte der Beiträge zum Studentenwerk vonStudentinnen geleistet würden. „Warum solldas Studierendenwerk“, so die Referentin,„also nur nach Männern benannt sein?“. Zwarwill man sich mit der Umbenennung  bis2022 Zeit lassen und Schilder und Beschrif-tungen nach und nach erneuern. Aber800.000 Euro sind 800.000 Euro. Der Wissenschaftsausschuss beim BerlinerAbgeordnetenhaus hat dem Vorhaben be-reits einstimmig seine Zustimmung erteilt.Nun müssen die Abgeordneten im Plenumdem Vorhaben noch zustimmen.Mitglieder des Bundes der Steuerzahler

können allerdings beruhigt sein. Wir werdendavon absehen, den Verein in „Bund derSteuernzahlenden“ umzubenennen, auchwenn sicherlich die Hälfte der Mitgliedsbei-träge von Frauen bezahlt wird. 

U

BroschürentippDie aktuellen Kompasse sind eingetroffen!Mit der 2016er Ausgabe des Steuerzahler-
Kompass' informiert der Bund der Steuer-zahler rund um das Thema Steuern.Zusätzlich hält die Broschüre im handli-chen Taschenkalenderformat Fakten undZahlen aus den Bereichen Recht, Personalund Immobilien bereit. Der VorsorgeKompass 2016 bietet Infor-mationen zu verschiedenen Versicherungs-formen. Das Spektrum reicht von der

gesetzlichen Altersversorgung, der Lebens-versicherung über die Kranken-, Pflege-,Unfallversicherung bis hin zur Haftpflicht-,Hausrat-, Wohngebäudeversicherung u. a. m. Im RentenKompass wird neben der ge-setzlichen Rentenversicherung schwer-punktmäßig die staatlich geförderte Alters-versorgung behandelt. Zudem gibt es hilf-reiche Informationen zur privaten Alters-vorsorge und der betrieblichen Alters-versorgung. 
Mitglieder können diegewünschte Broschürekostenlos in der Ge-schäftsstelle bestellen.
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Berlin tilgt weiter
Haushaltsabschluss 2015

Berlin hat das Haushaltsjahr 2015
abgeschlossen. Nicht zuletzt auf-
grund hoher Steuereinnahmen
weist der Jahresabschluss einen
Finanzierungsüberschuss auf. Er-
neut kann der Finanzsenator
Schulden tilgen und Gelder in den
Investitionsfonds einstellen.as deutlich gestiegeneSteueraufkommen hatBerlins FinanzsenatorKollatz-Ahnen (SPD) zu einempositiven Jahresabschluss ver-holfen. „Der vorläufige Jahresab-schluss liefert beeindruckendeZahlen. Das Wachstum der Stadtwirkt sich mit deutlich gestiege-nem Steueraufkommen positivauf der Einnahmenseite aus“, soKollatz-Ahnen in einer Presse-mittelung.  Auch die Unsicherheitaufgrund gestiegener Flücht-lingszahlen wurde laut Finanz-verwaltung im Haushaltsvollzuggemeistert. Als Ergebnis liegt derGesamtschuldenstand Berlinserstmals seit 2009 wieder unterder Marke von 60 Milliarden Euro.

Über einer Milliarde Eurolagen die bereinigten Eingabenüber dem ursprünglich geplan-ten Haushaltsansatz. Sie wuch-sen damit stärker als dieAusgaben, die um 864 MillionenEuro über den geplanten Haus-haltsansatz lagen. Statt der geplanten 526 Millio-nen Euro kann Berlin daher 907 Millionen Euro an Schuldentilgen. Neben dem Finan-zierungssaldo fließen in die Til-gung auch noch besondere Einnahmen in Höhe von 714 Mil-lionen Euro, insbesondere ausder Auflösung von Rücklagen im Zusammenhang mit dem BER, ein. Dem Sondervermö-gen Investitionen WachsendeStadt (SIWA), aus dem Investi-tionen in die Infrastruktur desLandes Berlin im Zusammen-hang mit der wachsenden Stadtfinanziert werden, wird Berlin193 Millionen Euro zuführen. 

D

Zeile Einnahmen Ansatz Ist Differenz
per 6.1.2016

1 Steuereinnahmen, Länderfinanzausgleich, Allgemeine 
Bundesergänzungszuweisungen 17.693 18.206 513

2 Sonstige Bundesergänzungszuweisungen 1.298 1.298 0

3 Vermögensaktivierung in Einzelplan 29 50 57 7

4 Sonstige Einnahmen 4.629 5.146 517

5 Bereinigte Einnahmen 23.670 24.707 1.037

Ausgaben

6 Pesonalausgaben 7.341 7.487 146

7 konsumptive Sachauasgaben ohne Zinsausgaben 12.173 13.013 840

darunter   - Sächliche Verwaltungsauagaben 2.645 2.734 89

                     - Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse 9.563 10.279 717

8 Investitionsausgaben 1.985 2.370 385

davon   - Bauausgaben 237 267 30

               - übrige Investiutionsausgaben (ohne SIWA) 1.253 1.414 161

               - SIWA I (aus 2014 über Nachtrag 2015) 496 496 0

               - SIWA II (aus Ergebnis 2015) 0 193 193

9 Tilgungsausgaben öffentlicher Bereich 30 26 4

10 Zinsausgaben 2.120 1.617 503

11 Bereinigte Ausgaben 23.650 24.514 864

Finanzierungssaldo
(Bereinigte Einnahmen ./. Bereinigte Ausgaben)

13a Kreditaufnahme (Netto)  ---  ---

13b Tilgung (Netto) 526 907

12 17319320

Nachrichtlich:

Vorläufiges Jahresergebnis 2015
in Mio. Euro, Quelle: Senatsverwaltung für Finanzen
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Lichtinstallationen nochmals teurer
Nach Endabrechnung: Kosten steigen um 80 Prozent

Die Kosten für die Lichtinstalla-
tionen an den Bahnbrücken in der
Hardenbergstraße und der Kant-
straße sind nach der Endabrech-
nung nochmals deutlich teurer
geworden. Dies hat der Bund der
Steuerzahler Berlin jetzt durch
eine erneute Aktenauskunft vom
Bezirksamt Charlottenburg-Wil-
mersdorf erfahren.ie endabgerechneten Ko-sten nach Bezahlung derSchlussrechnung für dieLichtinstallationen unter derBahnbrücke in der Hardenberg-straße und in der Kantstraße be-

laufen sich auf 348.801,45 Euround 251.831,57 Euro. Nach einergroben Aufteilung der Förder-mittel waren laut einer früherenAuskunft des Bezirksamtes ur-sprünglich allerdings nur170.000 Euro für die Harden-bergstraße und 160.000 Euro fürdie Kantstraße vorgesehen.Unter dem Motto "Perlenketteaus Licht" sollten insgesamt achtBahnbrücken in der Berliner CityWest durch Licht inszeniert unddadurch ihre optische Barriere-wirkung gemildert werden, wiees in den Wettbewerbsunterla-gen hieß. Bereits bei der ersten

Lichtinstallation in der Bleib-treustraße waren die Baukostenexplodiert. Auch diese hatte mit202.906,95 Euro statt der ge-planten 130.000 Euro deutlichmehr gekostet, wie der BdStschon damals durch eine Akten-auskunft des Bezirksamtes Charlottenburg-Wilmersdorf er-fahren und bereits im Schwarz-buch kritisiert hatte.Alle drei Lichtinstallationenhaben mit 803.539 Euro ins-gesamt über 80 Prozent mehr gekostet, als der Senat 2011 inden Wettbewerbsunterlagen an-gekündigt hatte. Damals war 

von 440.000 Euro die Rede.„Angesichts des ruinösenBrückenbestandes in Berlin soll-ten die Mittel besser für die Sa-nierung der Bauwerke selbststatt für Lichtglanz darunter aus-gegeben werden“, forderte Alex-ander Kraus, Vorsitzender desBundes der Steuerzahler Berlin.
D
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Internet im Gefängnis
„Resozialisierung durch Digitalisierung“

Gefangene haben in Berlin bislang
keinen Zugang zum Internet, und
das soll sich ändern. Deswegen
hat die SPD-Fraktion eine Initia-
tive auf den Weg gebracht, wo-
nach Strafgefangenen ein „kon-
trollierter Zugang“ zum Netz er-
möglicht werden soll.ie SPD-Fraktion möchteden Insassen in den Berli-ner Gefängnissen die Mög-lichkeit bieten, ihre Medien-kompetenz zu schulen, bzw. digi-tal am Ball zu bleiben. Der Bund der Steuerzahlersieht das Vorhaben kritisch.Denn neben den Kosten, die an-

fallen, um den Häftlingen den Zu-gang zum Internet zu ermögli-chen entstünden auch weitereKosten für die ständige Überwa-chung und Kontrolle der Aktivi-täten der Nutzer, um einemissbräuchliche Nutzung zu ver-hindern.  Auch ein geplanter E-Mail-Verkehr müsste vor demVersenden stets von Bedienste-ten kontrolliert werden. Das Pilotprojekt befindet sichnoch in einer sehr frühen Planungsphase und ist vomSenat noch nicht freigegebenworden. Der Bund der Steuer-zahler wird den Fortgang genaubeobachten.

D

Am 17. März 2016 trafensich die Vorsitzenden desBdSt von Berlin und vonBrandenburg mit dem Prä-sidium des Steuerberater-verbandes Berlin-Branden-burg zum Gedankenaus-tausch. Im Bild (v.l.n.r.):Carsten Butenschön (Prä-sident Steuerberaterver-

band Berlin-Brandenburg),Alexander Kraus (Vorsit-zender BdSt Berlin), Lud-wig Zimmermann (Vor-sitzender BdSt Branden-burg), Katrin Drews undThorsten Abraham (beideVizepräsidenten Steuerbe-raterverband Berlin Bran-denburg).

Treffen mit dem Steuerberaterverband

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Guter Rat ist teuer, teurer Rat
aber nicht zwangsläufig gut! So
geisterten vor einigen Wochen
Berichte über die freihändige Ver-
gabe eines Beratungsauftrages an
McKinsey durch die Medien. ür 238.000 Euro sollte dasConsulting-Unternehmendem Senat einen Master-plan zur Integration von Flücht-lingen erarbeiten. Gerechtfertigtwurde die Vergabe mit der ein-zigartigen Erfahrung von McKin-sey auf diesem Gebiet. McKinseyhatte das Lageso zuvor seit Mo-naten pro bono beraten, daszudem seit Januar kommissa-risch von einem Ex-McKinsey-Mann geleitet wird. Dass sich der Senat erst durcheinen privaten Anbieter mit ko-stenlosen Arbeitsproben anfixenund dann zu einer Vergabe ohneAusschreibung hinreißen lässt,ist aber das eine. Viel grundsätz-licher ist nach meinem Verständ-nis allerdings die Frage, warumsich hier der Staat in Gestalt desBerliner Senats überhaupt voneinem privaten Wirtschaftsun-ternehmen erklären lassen muss,wie er sein ureigenes, hoheitli-

ches Verwaltungshandeln zu or-ganisieren hat. Die Flüchtlings-krise mit einem Zustrom vonzehntausenden Menschen istzweifellos eine riesige Heraus-forderung. Nach meinem Ver-ständnis sollte der ministerialeBeamtenapparat unter der Füh-rung der Senatsmitglieder undihrer Staatsekretäre allerdingsgrundsätzlich aus eigener Ver-waltungskraft in der Lage sein,solche Probleme zu lösen. Dennnoch ist die Flüchtlingsfrage vomverwaltungstechnischen Schwie-rigkeitsgrad sicherlich unterhalbsolcher Ausnahmesituationenangesiedelt, wie sie z.B. beieinem inneren Notstand oderSpannungsfall vorliegen würden.Wie würden Sie das denn finden,wenn der Staat bei einem militä-rischen Konflikt oder einem zivi-len Katastrophenschutzfall – alsoin einem elementaren hoheitli-chen Bereich – ohne die Bera-tung von McKinsey undKonsorten handlungsunfähigwäre? Wenn dann jetzt noch her-auskommt, dass McKinsey dieErstellung des Masterplans wie-derum an einen ausrangiertenStaatssekretär und Parteikolle-

F

gen des Regierenden Bürgermei-sters weiterdelegiert hat, stinktdas doch erheblich zu Himmel.Ist die Erfahrung von McKinseyvielleicht doch nicht so einzigar-tig und das Ganze nur ein Vehi-kel, um einem Parteikollegen

einen gut dotierten Auftrag zu-zuschanzen?Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.
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Kontrollchaos und mangelnde Sorgfalt
Bericht des Brandenburger Rechnungshofs zum BER-Desaster

ahre später. Im Februar2016 hat der Haushalts-kontrollausschuss desBrandenburger Landtages ent-schieden, einen Untersuchungs-bericht des brandenburgischenLandesrechnungshofes öffentlichzu machen. Der Bericht beleuch-tet die Arbeit des Aufsichtsratesin den Jahren 2010 bis 2013 undzeichnet ein anderes Bild als derdamalige Geschäftsführer in sei-nem Geschäftsbericht. Mit Ab-schluss des Probebetriebes imMai 2012, so der Rechnungshof,habe die operative Betriebsfä-higkeit des BER gerade einmalbei 56,2 Prozent gelegen. Zu die-sem Zeitpunkt waren unter an-derem weder die Ticketschalter,noch die Großgepäckanlage ein-satzbereit. Auch Aufzüge, Roll-treppen und Laufbänder funktio-nierten nicht. Nur ein Viertel derGates konnte „einigermaßen er-folgreich“ genutzt werden. 
Interessenkonflikt in der 
GesellschafterversammlungDer Brandenburger Rechnungs-hof sieht grobe Versäumnissebeim Aufsichtsrat und bei derGesellschafterversammlung. DieGesellschafterversammlung alsoberstes Willensbildungsorganverfügt über umfassende Rechtezur Kontrolle der Geschäftsfüh-rung und ist ihr gegenüber auchweisungsbefugt. Der Aufsichtsrat

auf der anderen Seite ist ein Kon-trollorgan, das zwar seine Zu-stimmung zu Maßnahmen derGeschäftsführung verweigernund zu Korrekturen auffordernkann. Es ist allerdings gegenüberder Geschäftsführung nicht wei-sungsbefugt. Der brandenburgi-sche Rechnungshof kritisiertnun, dass Personen, die Gesell-schaftsrechte wahrgenommenhaben, den Aufsichtsratsmitglie-dern diensthierarchisch unterge-ordnet waren. Im konkreten Fallgeht es um die BrandenburgerFinanzstaatssekretärin DanielaTrochowski (Linke), die jahre-lang den ihr vorgesetzten Fi-nanzminister im Aufsichtsratkontrollierte. Die Rechnungsprü-fer sehen in dieser Konstellationeinen grundsätzlichen Interes-senkonflikt, denn hätte dieStaatssekretärin gesellschafts-rechtliche Sanktionsmaßnahmengegen den Aufsichtsrat ergriffen,bzw. angeregt, dann hätte siesich, so der Rechnungshof, ineinen nicht unerheblichen Inter-essenkonflikt zwischen ihrer ge-sellschaftsrechtlichen Treue-pflicht und ihrer diensthierarchi-schen Position im Ministeriumbegeben. 
Zusätzlichen Finanzbedarf in
10-minütiger Sitzung 
beschlossenGesellschafterversammlungen

fanden im Prüfungszeitraumzehn Mal statt. Zusammenge-rechnet dauerten alle Versamm-lungen zwei Stunden. Diekürzeste Versammlung dauertezwei, die längste 44 Minuten. Am 01.11.2012 fasste die Ge-sellschafterversammlung ineiner zehnminütigen Sitzung, zu der am selben Tag geladenwurde, u.a. Beschlüsse über zusätzliche Finanzmittel von bis zu 1,2 Milliarden Euro. Einprivatinvestierter Gesellschafterhätte nach Meinung der Prüferbei Nachschüssen in derartigerGrößenordnung nach dem Vor-sichtsprinzip alle ihm zur Verfü-gung stehenden Möglichkeitengenutzt, um alle Risiken auszu-schließen. Im Falle des BER wardies anders. Hier wurde die Vali-dität der Kapitalbedarfsberech-nung nicht hinterfragt. Risikenwie Schadensersatzforderungen,Rückbaukosten, zusätzliche Ko-sten für den Schallschutz sind beider Gewährung weiterer Fi-nanzmittel nicht berücksichtigtworden. 
Fehlbesetzung des 
Aufsichtsrates Für den Brandenburger Rech-nungshof sei es zwar durchausnachvollziehbar, dass Landesbe-dienstete bzw. Amtsträger in denAufsichtsrat entsendet wurden.Angesichts eines derart komple-

xen und problembehafteten Bau-vorhabens wie es der BER ist, be-zweifeln die Rechnungsprüferjedoch, dass Landesbediensteteund Amtsträger die nötige zeitli-che Verfügbarkeit und fachlicheExpertise besessen hätten, wie esfür diese Aufgabe notwendig ge-wesen wäre. So beschloss derAufsichtsrat nur neun Tage nach-dem bekannt wurde, dass der03.06.2012 als Eröffnungsterminnicht eingehalten werdenkonnte, über einen neuen Inbe-triebnahmetermin (17.03.2013).Die  Mitglieder des Aufsichts-rates ließen hierzu weder eine Machbarkeitsstudie an-fertigen, noch kannten sie über-haupt die Verschiebungs-ursachen. Der Rechnungshofzählt diverse andere Sachver-halte auf, die beim Beschlusseines neuen Eröffnungster-mins nicht berücksichtigt, bzw.unklar waren. Schon dieser eineFall zeigt, dass die Aufsichtsrats-mitglieder eher nach dem Prin-zip „Wünsch dir was“ arbeitetenund ihrer Funktion weder ge-wachsen waren, noch nachka-men.  
Staatsanwaltschaft 
beginnt ErmittlungenFür die Cottbusser Staatsanwalt-schaft ist das schlechte Zeug-nis, das der Rechungshof demden Beteiligten ausgestellt hat,möglicherweise ein Grund für strafrechtliche Konsequen-zen. Nach Aussage der Staats-anwaltschaft könne es bei ihren Prüfungen um beteiligteFirmen, die Flughafengesell-schaft, aber auch um Aufsichts-ratsmitglieder gehen. 

„Natürlich ergeben sich an manchen Stellen noch Herausforderungen, etwa bei den zentralen Gebäude-
steuerungen und Programmierungen. Aber alles in allem sind wir im Plan. Es wird natürlich noch Nachar-
beiten geben, aber keine Sorge - das betrifft nichts, was den Passagier berührt.“ Dieses Zitat, das so viel
Zuversicht in Sachen BER-Eröffnung verbreitet, ist nicht etwa aus der jüngeren Vergangenheit. Es stammt
aus dem Geschäftsbericht der Flughafen Berlin Brandenburg GmbH für das Jahr 2011. Es ist die Antwort des
damaligen Geschäftsführers Manfred Körtgen auf die Frage, ob in Sachen Flughafeneröffnung am 3. Juni
2012 alles im Plan ist.

Ohne umfassend über die Gründe der Eröffnungsverschiebung informiert zu sein, beschloss
der Aufsichtsrat 2012 in einer eilig einberufenen Sitzung über einen neuen Eröffnungs-
termin. Nun droht die fünfte Verschiebung, denn die Bauaufsicht bemängelt erneut die
Entrauchungsanlage und fordert Nachbesserungen. In der nächsten Aufsichtsratssitzung
am 22. April soll Bekannt gegeben werden, ob der Eröffnungstermin 2017 eingehalten
werden kann. Bild: Günter Wicker/Flughafen Berlin Brandenburg GmbH
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Jetzt Mitglied werden!

Begegnungszone Maaßenstraße
„Besseres Miteinander“ für die Bürger oder einfach nur Steuergeldverschwendung?

orum es bei dieser Begegnungszonezwischen dem Nollendorf- und demWinterfeldtplatz überhaupt geht,kann man auf der Internetseite der Senats-verwaltung für Stadtentwicklung und Um-welt nachlesen:  Menschen würden sich mitunterschiedlichen Verkehrsmitteln bewegen.Auch wenn Auto, Bus oder Fahrrad benutztwürden, gehöre auch das zu Fuß gehen immerdazu. Es sollen auch Ideen entwickelt werden,damit das zu Fuß gehen einfacher und siche-rer und außerdem die Aufenthaltsqualität ge-fördert werde. Alle Verkehrsarten sollen zu-dem verträglich miteinander auskommen, einbesseres Miteinander und gegenseitige Rück-sichtnahme aber nicht „angeordnet“ werden.In der ehemals breiten Maaßenstraße im

Bezirk Schöneberg hat man dies durch künst-liche Einengungen der Straße erreicht, diesich nun an bunt bemalten Begrenzungsklöt-zen und stählernen Sitzbänken vorbei-schlängelt. Doch das gefällt nicht allen:Händler klagen über die verschwundenenParkplätze und Gastronomen über zu wenigFläche für Außenplätze. Anwohner befürchtenLärm und Müll durch nächtliche Saufgelage.Die Fahrradwege wurden zurückgebaut.Radfahrer müssen sich die Fahrspur nun mitPKWs und LKWs teilen. Hält ein Müllwagenoder Lieferfahrzeug ist die Straße dicht. Angesichts dieser massiven Kritik von An-wohnern und Gewerbetreibenden, die seit derEröffnung immer wieder in den Medien vorge-tragen wurde, hat der Bund der Steuerzahler

Zweifel, ob die über 700.000 Euro – zum Teilaus EU-Fördermitteln – für den Umbau in derMaaßenstraße wirklich gut investiert sind. Alexander Kraus, Vorsitzender des Bundesder Steuerzahler Berlin, ärgert sich jedenfallsüber die Ausgaben: „Wir haben in Berlin ander Verkehrsinfrastruktur einen Instandset-zungsrückstau in Milliardenhöhe. Wenn ir-gendwo Rad-, Geh- und Fahrwege ausnahms-weise ́ mal in Ordnung sind, werden die rausge-rissen und dann verschlimmbessert. Für not-wendige Reparaturen ist dann wieder keinGeld mehr da!“ In der Maaßenstraße hatteman bereits im Dezember 2014 mit dem Rück-bau der Radwege begonnen und Maßnah-men zur Verlangsamung des fließenden Ver-kehrs umgesetzt. Grün gepflasterte Begeg-nungsflächen und Stelen sollen stattdessendie Aufenthaltsqualität und den Wiederer-kennungswert für diesen besonderen Stra-ßenraum erhöhen. Kraus kann sich darübernur wundern: „2015 hat das Land Berlin 6,25 Millionen Euro im Rahmen des Radver-kehrsinfrastrukturprogramm für die Unter-haltung und den Ausbau von Radwegen ausge-geben und hier wird der Radweg wieder zu-rückgebaut.“

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt hat bereits im Jahr 2011 eine Fußver-
kehrsstrategie beschlossen. Durch sie will der Berliner Senat bis 2016 mit insgesamt zehn Mo-
dellprojekten zur Förderung des Fußverkehrs kurzfristig fühlbare Verbesserungen erreichen,
Maßnahmen testen und neue Impulse setzen. Außerdem sollen bis 2020 alle wesentlichen Fuß-
verkehrsverbindungen und Gehwege an Kreuzungen und Einmündungen barrierefrei nutzbar ge-
macht werden. Das Modellprojekt 5 befasst sich mit dem Thema „Begegnungszonen“. Die erste
von drei geplanten Begegnungszonen ist im letzten Oktober in der Schöneberger Maaßenstraße
freigegeben worden. „Besseres Miteinander“ für die Bürger oder Steuergeldverschwendung?
Der Bund der Steuerzahler ist angesichts der massiven Kritik von Anrainern skeptisch.

W

In der Schöneberger Maaßenstraße
wurde viel investiert, um diese Begeg-

nungszone zu errichten. Das gefällt
nicht jedem. Händler klagen über 

weniger Kunden, denn die Parkplätze
mussten den Sitzgelegeheiten und den

bunt bemalten Klötzchen weichen. 
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Als ich am 11. April von dem frei-
mütigen Interview des ehemaligen
BER-Chefpressesprechers las,
dachte ich zwar toll, dass endlich
mal jemand ausspricht, was so-
wieso jeder weiß oder zumindest
ahnt: Die Berliner und Branden-
burger hätten ein Recht zu sehen,
wo ihre Milliarden versenkt wor-
den sind, die alte Flughafencrew
habe zu viel verbockt, zu viele
Milliarden seien in den Sand ge-
setzt worden, kein Politiker, 
kein Flughafendirektor und kein
Mensch, der nicht medikamenten-
abhängig sei, gebe feste Garan-
tien für diesen Flughafen.ur hat hier leider die fal-sche Person der Öffent-lichkeit Einblicke in daskatastrophale Innenleben eineshoffnungslos verfahrenen Staats-projektes gegeben. Als einfacherMitarbeiter hat ein Pressespre-cher nun einmal mit seiner per-sönlichen Meinung hinter demBerg zu halten und sich mit sei-nen Aussagen eigentlich kom-plett disqualifiziert. Sein Raus-schmiss, genauer gesagt die ein-vernehmliche Trennung, waralso eine logische Konsequenz.Seine Illoyalität spricht aller-dings Bände über die Führungs-qualität bei der Flughafen BerlinBrandenburg GmbH.Richtigerweise hätte nämlicheigentlich sein Boss, der Ge-

schäftsführer der Flughafenge-sellschaft  Karsten Mühlenfeld,längst einmal damit herausrük-ken sollen, wie es um den BERwirklich steht, wenn schon derRegierende Bürgermeister Mi-chael Müller in seiner Funktionals Aufsichtsratsvorsitzender derFlughafengesellschaft den Ah-nungslosen mimt. Aus dieserRichtung hören wir allerdingsseit Jahren so gut wie nichts. Seitfast sechs Jahren werden wirSteuerzahler mit immer wiederneuen Eröffnungsterminen zumNarren gehalten. Nur zur Erinne-rung: eigentlich sollte der Flug-hafen ursprünglich einmal imNovember 2011 in Betriebgehen! Wann der BER nun wirk-lich an den Start gehen und wasdas Ganze den Steuerzahler dann

zum Schluss gekostet habenwird, werden wir wohl vor derAbgeordnetenhauswahl verläss-lich nicht erfahren. Von außensieht der Flughafen jedenfallsschon einmal ganz imposant aus.Und es gibt viele frei Parkplätzeund wenig Gedränge. Gespannt bin ich allerdings,wo der geschwätzige Presse-sprecher wieder auftauchenwird. Vielleicht ist das ein Hin-weis darauf, wer ein Interessedaran gehabt hat, dem Flugha-fenchef lange genug vor demWahltermin ordentlich eins´reinzuwürgen. Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!
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Müllers Wahlkreisbüro
Regierender wehrt sich gegen Berichterstattung

er Regierende Bürgermeister MichaelMüller (SPD) ist nicht nur Regierungs-chef in Berlin, sondern gleich-zeitig auch Mitglied des Abgeordneten-hauses. Als solcher unterhält er aus-weislich der Internetseite des Berliner Abge-ordnetenhauses ein Wahlkreisbüro in Berlin-Tempelhof. Als Adresse wird dortdie „Manfred-von-Richthofen-Straße 19 (Ein-gang Ecke Bayernring)“ angegeben. Unterexakt der gleichen Adresse findet sich auch eine Buchdruckerei, deren „ver-tretungsberechtigte Geschäftsführer“ lautder dazugehörigen Internetseite Jürgen und Michael Müller heißen. Mangels Rechts-formangaben bedeutet das üblicherweise,dass es sich dabei um eine Personen-gesellschaft handelt. Michael Müller darf alsRegierender Bürgermeister nach dem Sena-torengesetz allerdings nicht gewerblich tätigsein, sein Vater Jürgen Müller war 

nach Medienberichten letzten Dezember ver-storben. Die B.Z. hatte nun nach eigenen An-gaben im Juli 2015 beim Abgeordnetenhausbeantragt, den Mietvertrag für das Wahl-kreisbüro von Michael Müller einsehen zudürfen. Nur einen Tag später habe die B.Z. einAnwaltsschreiben erhalten. Auf Ihrer Face-book-Seite veröffentlichte die B.Z. dazu einenSchriftsatz der Anwaltskanzlei SCHERTZBERGMANN, die nach Angaben auf ihrer In-ternetseite regelmäßig Personen vertritt,„bezüglich derer eine unerlaubte Medienbe-richterstattung droht.“In dem von der B.Z. veröffentlichten An-waltsschreiben heißt es, dass die B.Z. mit derAnfrage einen falschen Sachverhalt unter-stelle, nämlich dass das Wahlkreisbüro vonMüller „in seiner Druckerei“ sei. Es wird wei-ter ausgeführt, dass Müller seine gewerblicheTätigkeit bereits Ende 2011 aufgegebenhabe. Sein Mandant habe sein Wahlkreisbüroneben der Druckerei von einem privaten Ver-mieter angemietet, „mithin in klar von derDruckerei abzugrenzenden Geschäftsräu-men.“ Interessant ist allerdings, dass MüllersAnwalt auch schreibt, dass dieser Raumzuvor der Raum war, in dem Müllers Mutterein Kosmetikstudio betrieben hatte. Anzu-merken ist auch, dass der Anwalt die Vertre-tung des Abgeordneten Michael Müllerversichert und eben nicht die des Regieren-den Bürgermeisters. Der Bund der Steuerzahler fuhr in denBayernring und nahm von außen den Ein-gang des Ladenlokals einfach selbst in Au-genschein. Drei Schilder rahmen dasschmucklose Schaufenster ein und vermit-teln zumindest von außen den Eindruck, dasssich hinter der Eingangstür eine Buchdruk-kerei, Fuß- und Gesichtspflege und eben auchdas Abgeordnetenbüro von Michael Müllerbefinden. Es ist also optisch keineswegs er-kennbar, dass die anwaltliche Formulierung„neben der Drucker von einem privaten Ver-mieter angemietet“ als räumliche Ortsangabeund nicht etwa sprachlich im Sinne einer Auf-zählung gemeint ist. Nach Meinung des Bundes der Steuerzah-ler sieht das zumindest sehr nach Familien-

betrieb aus. Der Augenschein dürfte damitgenug Anlass geboten haben, beim Abgeord-netenhaus nach der Übereinstimmung vonMüllers Wahlkreisbüro „in seiner Drucker“mit den Richtlinien für aus Steuergeldern be-zahlte externe Abgeordnetenbüros zu fragen.Schließlich steht der Name Michael Müller ingroßen Lettern auch auf dem Firmenschildund als einer der Geschäftsführer im Impres-sum der Druckerei-Homepage. Klären will der Bund der Steuerzahlerdaher also erstens, ob die Unterhaltung ei-nes Wahlkreisbüros durch den Abgeor-dneten Müller tatsächlich den Richtlinien des Abgeordnetenhauses für externe Abge-ordnetenbüros entspricht. Allem Augen-schein nach befindet sich MüllersWahlkreisbüro nämlich in ein und demsel-ben Ladenlokal, in dem sich auch die „Buch-druckerei Jürgen & Michael Müller“ und die „Margrit Müller Gesichtspflege med. Fußpflege“ befindet. „Herr Müller sollteschleunigst mit überzeugenden Argumentendem Eindruck entgegentreten, dass hier ein Familienbetrieb aus Mitteln des Abge-ordnetenhauses subventioniert wird oderwurde“, sagte der Vorsitzende des Bundesder Steuerzahler Berlin, Alexander Kraus,und kündigte einen Antrag auf Akten-auskunft nach dem Informationsfreiheits-

Anfang April hatte die B.Z. davon berichtet, dass die Senatskanzlei einen Medienanwalt beauf-
tragt und bezahlt hat, der allerdings auch nach Meinung des Bundes der Steuerzahler für 
Michael Müller in seiner Funktion als Abgeordneter und nicht als Regierender Bürgermeister
tätig geworden war. Wollte sich der Abgeordnete Müller im Vorwahlkampf einen unliebsamen
Journalisten auf Steuerzahlerkosten vom Halse halten oder durfte die Senatskanzlei wirklich
einen Anwalt einschalten, um eine angeblich drohende Persönlichkeitsrechtsverletzung und
Reputationsgefährdung der Person und des Amtes des Regierenden Bürgermeisters abzuweh-
ren? Der Bund der Steuerzahler Berlin hat da so seine Zweifel. Ungeschickt ist es allemal. 

D

Das Müller´sche Landenlokal in der 
Manfred-von-Richthofen-Straße 19 

mit dem Eingang am Bayernring

Bei einer so ungeschickten Konstellation
muss sich Müller Fragen gefallen lassen
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gesetz beim Abgeordnetenhaus an. Zweitens verlangte der Bund der Steuer-zahler vom Regierenden Bürgermeister Mi-chael Müller auch Aufklärung darüber,aufgrund welcher Rechtsgrundlage die Se-natskanzlei überhaupt eine Anwaltskanzleibeauftragt und aus Steuermitteln bezahlt hat,die nach Meinung des Bundes der Steuerzah-ler im Zusammenhang mit journalistischenRecherchen zu dem Wahlkreisbüro von Mi-chael Müller als Abgeordneter tätig gewor-

den war. Die Argumentation der Senatskanz-lei in ihrer Pressemitteilung vom 11. April2016, dass das anwaltliche Schreiben derVerhinderung einer drohenden Reputations-beschädigung der Person und des Amtes desRegierenden Bürgermeisters diente, über-zeugt den Bund der Steuerzahler nicht. Der Vorsitzende des Bundes der Steuer-zahler Berlin, Alexander Kraus, ist der Mei-nung, dass das Abgeordnetenmandat Müllersstrikt von seinem Amt des Regierenden Bür-

germeister zu trennen ist: „Fragen zu seinemWahlkreisbüro sind das Privatvergnügen vonHerrn Müller als Abgeordneter und nicht derSenatskanzlei. Wenn er angesichts der Be-schilderungen an dem Müller´schen Laden-lokal in der Manfred-von-Richthofen-Straße19 in 12101 Berlin mit dem Eingang am Bay-ernring meint, kritisch fragende Journalistenmit Anwaltsschreiben vorsorglich ein-schüchtern zu müssen, muss er das auch pri-vat bezahlen“. 

Aktion Frühjahrsputz 2016Rund 250.000 Euro für besserenBiergeschmack, 1 Million Euro fürMega-Yachten oder 6 MillionenEuro für einen Elektro-Porsche:Solche Projekte subventioniert dieBundesregierung mit Steuergeld.Wir meinen: Dieses Geld solltebesser gespart werden!Deshalb gibt es den „Früh-

jahrsputz 2016“. Mit dieser Aktionstellt der Bund der Steuerzahler eineAuswahl von 30 Förderprogrammenvor, um der Vergabe öffentlicher Mit-tel vor allem für die Privatwirtschafteine kritische Aufmerksamkeit zu ver-leihen. Die Broschüre mit den Ein-sparvorschlägen können Sie kosten-los bestellen. 

Kietzgrabensteg eröffnet
465.000 Euro in den Sand gesetzt

Ende März ist die neue Fußgän-
gerbrücke über den Kietzgraben
in der Altstadt Köpenick eröffnet
worden. Das Bauprojekt ist um-
stritten, denn nur wenige Meter
entfernt vom 465.000 Euro teu-
ren Kietzgrabensteg befindet sich
bereits eine Brücke.lles wie gehabt. Um nichtzu viel Aufsehen zu erre-gen wurde der neueKietzgrabensteg mehr oder we-niger heimlich eröffnet. Die Pres-semitteilung des Bezirksamtes,die über die Eröffnung infor-mierte, wurde erst eine Wochenach der erfolgten Freigabe derneuen Brücke veröffentlicht.Dass diese Art der Öffentlich-keitsarbeit beabsichtigt ist, konnteder Bund der Steuerzahler An-fang des Jahres im Rahmen einerAkteneinsicht in den Räumendes Rathauses Köpenick erfah-ren. Schon zum Baustart verzich-

tete man weitestgehend auf Infor-mationen für die Öffentlichkeit.In den Akten fanden sich Vermer-ke darüber, dass vom Versand vonPressemitteilungen abgesehenwurde, weil man eine negative Be-richterstattung fürchtete. Dennman scheint sich - laut hand-schriftlicher Notizen in den Aktendurchaus darüber bewusst zu sein,dass der neue Kietzgrabenstegein Paradebeispiel für die Ver-schwendung von Steuergeldern ist. 
Wie ausgestorben. Einen Stein-
wurf von der Landjägerbrücke
entfernt, der neue Kietzgraben-

steg. Hinter der Mittelpunkt-
bibliothek befindet sich eine 

Brache, die nun mit der Brücke
mit dem Amtswäldchen auf der
anderen Seite des Kietzgrabens

verbunden ist. Bereits in der Aus-
gabe Januar/Februar berichtete
der Bund der Steuerzahler vom

Bauprojekt Kietzgrabensteg. 

A
Video zum Kietzgrabensteg:
http://bit.ly/1VwzY5N 

Nicht vergessen zu bestellen! Ihre Helfer
zum Ausfüllen der SteuererklärungWie in jedem Jahr bietet der Bund derSteuerzahler seinen Mitgliedern diePraktischen Helfer zum Ausfüllender Steuererklärung an. Wir senden Ihnen gerne die Bro-schüre „Steuererklärung 2015“oder „Steuererklärung 2015 für Se-nioren“ kostenlos zu.
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Teure Geburtstagfeier auf Kosten der Steuerzahler
Neulich im Selbstbedienungsladen

chön wird’s gewesen sein.Zur 60. Geburtstagsfeierdes damaligen Regieren-den Bürgermeisters Wowereitkamen 300 Gäste. Und denenwurde ordentlich was geboten.Am Ende standen Kosten vonknapp 10.000 Euro auf der Re-chung. Bei der SPD-Fraktionzückte man das Portemonaieund zahlte brav. Die Fraktionen werden ausSteuermitteln finanziert. DieFraktionszuschüsse dürfen dieFraktionen nur zur Wahrungihrer Aufgaben verwenden.  DieZuschüsse dürfen dagegen nichtfür parteipolitische oder andereZwecke verwendet werden. Diekorrekte Mittelverwendung darfder Rechnungshof überprüfen.Genau das hat er getan. Dabeifiel auf, dass die Geburtstags-

party von der Fraktion über-nommen wurde. Nicht nur, dasses sicherlich nicht Aufgabe derFraktionen ist, Geburtstagsfeiernauszurichten, Herr Wowereitwar 2013 als Regierender Bür-germeister von Berlin nichtmalAbgeordneter oder Mitglied derSPD-Fraktion. Der Rechnungshoffordert deswegen 4.921,50 Euro,also die Hälfte der Ausgaben zu-rück. In einer vertraulichen Stel-lungnahme hatte die SPD-Fraktionsspitze Medienberich-ten zufolge Mitte März die Feierals „Außendarstellung der Frak-tionsarbeit“ verteidigt. Das Argu-ment überrascht, denn zum Kreisder Gratulanten zählten nebenPersönlichkeiten aus der Bun-despolitik auch Gäste aus der privaten Sphäre von Herrn Wo-wereit.

Der Verwalter der öffentlichenZuschüsse, Abgeordnetenhaus-präsident Wieland (selbst Mit-glied der SPD-Fraktion), hat inder Angelegenheit nun einMachtwort gesprochen. Er wirdauf eine Rückforderung öffentli-cher Zuschüsse verzichten. Mitder Geburtstagsfeier hätte mandie „erfolgreiche Regierungsver-antwortung der SPD-Fraktiongewürdigt“. Der Meinungsaus-tausch und die Öffentlichkeits-arbeit sei die Pflicht von Fraktio-nen. Bei Geburtstagen ranghoherMitglieder könne man diesenwichtigen Aufgaben „mit einemverhältnismäßig geringen Mittel-einsatz Rechnung tragen“.Diese Ansicht von Herrn Wieland kommt seiner Fraktionsehr entgegen. In Rheinland-

Pfalz beispielsweise hat man insolchen Sachverhalten andersentschieden. Hier hatte die Land-tagsfraktion zur Feier des 60. Ge-burtstags des damaligen FDP-Landesvorsitzenden (und ehe-maligen Fraktionsmitglieds) imJahr 2005 rund 40 Prozent(10.439 Euro) der dafür angefal-lenen Ausgaben übernommen.Den Betrag hat der FDP-Landes-verband auch dort aufgrund derKritik des Landesrechnungs-hofs zurückerstattet. Weiter-hin hat die FDP-Fraktion für den Geburtstagsempfang ei-nes damaligen Staatsministers 3.500 Euro aufgewendet undnach Hinweisen der Rechnungs-prüfer die Hälfte davon über-nommen. Es ist halt alles eineAuslegungssache.

Ordentlich auf den Putz gehauen hat die Berliner SPD-Fraktion im 
Abgeordnetenhaus als sie im Jahr 2013 ein Fest zum  60. Geburtstag
des damaligen Regierenden Bürgermeister Wowereit gab. Im Festsaal
des Abgeordnetenhauses wurde tüchtig gefeiert. Die Party hat die
Fraktion und damit der Steuerzahler bezahlt. Der Berliner Landes-
rechnungshof fordert deswegen Geld zurück.

S

Chaos am LAGeSo
Rechnungshof beweist Versagen der Verwaltung

Der Berliner Rechungshof hat die Flüchtlings-
unterbringung durch das Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales (LAGeSo) geprüft. Der
Bericht mit Stand Oktober 2015 wurde bislang
nicht veröffentlicht. Nun ist er online.ravierende Probleme hat der BerlinerRechnungshof dem LAGeSo beschei-nigt. Die zuständige Senatsverwaltunghabe ihre gesetzlichen Aufgaben im Zu-sammenhang mit der Planung und Steuerungbei der Unterbringung von Flüchtlingen undAsylsuchenden nicht hinreichend wahrge-nommen. Neben vielerlei Problemen offenbart derBericht auch ein Problem, das den Bund derSteuerzahler hellhörig werden lässt. Dabeigeht es um die Vergabepraxis des LAGeSo.Die Berliner Rechnungsprüfer beanstan-den die rechtswidrige Vergabepraxis. Ge-meinschaftsunterkünfte wurden in Betriebgenommen, noch bevor die Vertragsver-handlungen abgeschlossen waren. Über

Jahre hinweg habe die zuständige Fachauf-sicht nicht in die ihr bekannte Praxis einge-griffen. Erst seit Anfang 2015 mache sie punk-tuell von ihren Aufsichtsrechten gebrauch.Am Beispiel des Evangelischen Jugend-und Führsorgewerks gAG und deren mit demLAGeSo eingegangenen Vertrag über die Ver-mittlung von Wohnungen rechnet der Rech-nungshof vor, dass bei den prognostiziertenVertragssummen eigentlich hätte zwingendEU-weit ausgeschrieben werden müssen. DasLAGeSo hat jedoch rechtswidriger Weise dar-auf verzichtet und sich dadurch "in eine Ab-hängigkeit von einem einzigen Dienstleisterbegeben und diesen den Preis diktieren las-sen". Das verhandelte Dienstleistungsentgeltfür die Vermittlung stehe in einem "krassenMissverhältniss zur eingekauften Dienstlei-stung", heißt es weiter im Bericht. Der Rech-nungshof geht davon aus, dass dem LandBerlin dadurch ein "nennenswerter finan-zieller Schaden entstanden ist".Nicht nur, dass auf eine zwingend vorge-

schriebene öffentliche Ausschreibung ver-zichtet wurde. Die Übernahme der Kalkula-tionen zur Vergütung des Vertragspartnersohne Verhandlung und ohne eine Wirt-schaftlichkeitsuntersuchung verstößt gegendas Gebot der Wirtschaftlichkeit. Der Bericht des Rechungshofes zeigt, unterwelchen chaotischen Zuständen Verträge imZusammenhag mit der Unterbringung vonFlüchtlingen und Asylsuchenden abgeschlos-sen wurden. Das Dokument ist auf den Okto-ber 2015 datiert, der Bund der Steuerzahlerbefürchtet aber, dass sich an der Praxis bis-lang wenig geändert hat. Der Rechungshof spricht von mündlichenVerträgen, von intransparenter Veranschla-gung der Entgelte im Haushaltsplan, vonmangelnder Kontrolle, sprich vom Versagender Verwaltung. Und es wird seinen Grundhaben, dass das Dokument des Rechungsho-fes so lange unter Verschluss gehaltenwurde. Am 11. Mai soll der Bericht im Haupt-ausschuss besprochen werden.
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Höhere Steuereinnahmen für die Hauptstadt
Ergebnisse der Steuerschätzung

Die Wirtschaft wächst, die Ar-
beitslosenzahlen sind niedrig, und
Berlin kann sich über mangelnde
Steuereinnahmen nicht beklagen.
Die aktuelle Prognose der Steuer-
einnahmen für die nächsten Jahre
lässt weitere Einnahmesteigerun-
gen erwarten.erlin kann nach den regio-nalisierten Ergebnissender jüngsten Steuer-schätzung mit leicht steigendenSteuereinnahmen rechnen. DieSteuerschätzer erwarten dem-nach im laufenden Jahr zusätzli-che Einnahmen in Höhe von 42 Millionen Euro. In 2017 wer-den die Einnahmen um voraus-sichtlich 98 Millionen Euro überdem Plan liegen. Die Berliner Finanzverwaltung führt daswachsende Steueraufkommenauf die in Berlin überdurch-schnittlichen Wachstumsraten

beim BIP und bei den Arbeits-plätzen zurück.Berlins Finanzsenator Kollatz-Ahnen (SPD) sieht sich in sei-ner Haushaltsplanung bestätigt.Für Steuersenkungen sei keinSpielraum vorhanden, denn diebundesweite Flüchtlingsent-wicklung würde zu Verschiebun-gen in der Bevölkerungsent-wicklung zwischen den Ländernführen. Dies habe Rückwirkun-gen auf den Finanzausgleich.Denn je höher die Flüchtlings-zahlen, desto geringer ist das Ge-wicht der bisherigen Kom-ponenten des Bevölkerungs-wachstums (Geburten/ Sterbe-fälle, Binnenwanderung, Arbeits-migration aus EU-Ländern), er-klärt die Senatsverwaltung fürFinanzen.Gemäß der Annahmen zurEntwicklung der Bevölkerung inBerlin sind einwohnerwachs-

tumsbedingte Mehreinnahmenin Höhe von 90 Millionen Eurofür das Jahr 2016 und 180 Millio-nen Euro für 2017 in den Haus-halt eingestellt worden. DieseAnnahmen hätten sich allerdingsnicht erfüllt. Möglicherweiseliegt der Grund darin auch in denüberforderten Bürgerämtern, diederzeit nicht hinterher kommen,Zugezogene und Flüchtlinge zeit-nah in den Einwohnerregisternzu erfassen. Damit spiegelt die

Statistik nicht die tatsächlicheEinwohnerzahl wider, die durchdie mangelnde Erfassung mögli-cherweise zu gering ausfällt.Kollatz-Ahnen rechnet damit,dass aufgrund dieser Entwick-lung und die damit verbundenenMindereinnahmen aus dem Fi-nanzausgleich in einer Größen-ordung liegen könnten, die dieMehreinnahmen aus der aktuel-len Steuerschätzung weitgehendkompensieren.B

Ist 2015 2016          2017

Haushalt 2016/2017 18.207 19.078 19.942

Steuerschätzung Mai 2016 18.207 19.120 20.040

Differenz in Mio. € - 42 98

Ergebnisse der Steuerschätzung Mai für Berlin 

Finanzkraftabhängige Einnahmen; in Mio. Euro; Quelle: Senatsverwaltung für Finanzen Berlin

Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin

Mehrfach hatten wir die kosten-
mäßig völlig aus dem Ruder ge-
laufenen Lichtinstallationen der
„Perlenkette aus Licht“ unter
Brücken kritisiert und gefordert,
dass das Geld besser in der Sa-
nierung von maroden Brücken in-
vestiert gewesen wäre. ass diese Forderung nichtaus der Luft gegriffen war,bestätigt nun der Rech-nungshof in seinem aktuellenJahresbericht. Auf über eine Mil-liarde Euro schätzen die Prüferden Erhaltungsrückstau an dreiVierteln der Brücken in derHauptstadt, weil es der Senat seit

mindestens einem Jahrzehntnicht geschafft hat, ein ord-nungsgemäßes Erhaltungsmana-gement einzuführen. Geprüft hatder Rechnungshof auch denSchwarzbuchfall der StaatsoperUnter den Linden. Auch hiersehen wir uns in unserer Mei-nung bestätigt, dass nicht nurUnfähigkeit, sondern sogar dievorsätzliche Umgehung desHaushaltsrechts Ursache für dieimmensen Kostensteigerungenund Terminverschiebungen war.Auf den beiden Folgeseiten lesenSie, was dazu vom Rechnungshofberichtet wird. Insgesamt zeigtder Bericht auch dieses Jahr wie-

der: Berlin kann nicht bauen,nicht sanieren, nicht kontrollie-ren und organisieren und auchkeine IT. Dafür bräuchte manwohl allerdings auch ein paargute Manager, die die gut100.000 Mitarbeiter dort hinlei-ten. Die Senatsmitglieder derletzten Jahre waren das offenbarnicht. Vielleicht bringt uns dienächste Wahl mal ein paar or-dentliche Manager. Vielleicht.
Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

D
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ast drei Viertel der 821 Berliner Brük-ken sind laut Rechnungshofbericht in-standsetzungsbedürftig. Ihr Zustanderfordere umgehende, kurz- oder mittelfri-stige Instandsetzungsmaßnahmen. Dies habezudem in zunehmendem Maße Verkehrsbe-einträchtigungen zur Folge, schreiben dieobersten Rechnungsprüfer des Landes Ber-lin. Schon im Vorjahr hatte der Rechnungs-hof in seinem Jahresbericht auf denbesorgniserregenden Zustand der öffentli-chen Straßen Berlins hingewiesen und einsystematisches Erhaltungsmanagement undbedarfsgerechte Erhaltungs- und Finanzie-rungsstrategien angemahnt. Bei den Brückensieht es aber offenbar auch nicht besser aus,wie der Rechnungshof jetzt berichtet. 
Erhaltungsrückstau von
einer Milliarde Euro!In den Jahren 2005 bis 2014 seien die be-reitgestellten Haushaltsmittel hinter dem Fi-nanzierungsbedarf weit zurückgeblieben.Aber selbst diese Mittel habe die zuständigeSenatsverwaltung für Stadtentwicklung nichteinmal vollständig ausschöpfen können. DerZustand der Brücken habe sich in dem Zeit-raum zudem drastisch verschlechtert. Über-schlägig schätzt der Rechnungshof dieKosten für den Abbau des Erhaltungsrück-staus an den Brücken auf mittlerweile übereine Milliarde Euro. „Wenn die Senatsver-waltung nicht handelt, wird sich die Brük-keninfrastruktur weiter verschlechtern.“,warnt der Rechnungshof. Es bestünde die Ge-

fahr, dass die Verkehrsbeeinträchtigungenweiter zunehmen und die wirtschaftlicheEntwicklung Berlins nachteilig beeinflussen,heißt es weiter. Die Ursache hierfür sieht derRechnungshof darin, dass der Senat bishernicht in ausreichendem Maße für ein syste-matisches, zustandsbezogenes, planmäßiges,fachgerechtes, und IT-unterstütztes Erhal-tungsmanagement gesorgt habe. 
Verschleppte Brückensanierung, 
Versechsfachung der GesamtkostenWie die Senatsverwaltung Brückenerhal-tungsmaßnahmen operativ plant und durch-

führt hat der Rechnungshof anhand der Bauvorhaben an der Salvador-Allende-Brücke in Treptow-Köpenick, der Rhin-straßenbrücke in Marzahn-Hellersdorf undder Bösebrücke zwischen Mitte und Pankowan der Bornholmer Straße betrachtet. Die Bösebrücke (s. Foto) stellt dabei nach Mei-nung des Bundes der Steuerzahler ein be-sonders krasses Beispiel dafür dar, wie dasVersagen der Verwaltung zu Kostensteige-rungen führt. So hat der Rechnungshof fest-gestellt, dass die Senatsverwaltung bereits2005 erkannt hatte, dass die Brücke saniertwerden muss. Aber erst zehn Jahre späterwurde mit Erhaltungsmaßnahmen begon-

Vorschriftswidrig, unwirtschaftlich, hoch riskant
Rechnungshof stellt Jahresbericht vor

In seinem aktuellen Jahresbericht 2016 hat sich der Berliner Rechnungshof erneut schwer-
punktmäßig mit der Verkehrsinfrastruktur in unserer Hauptstadt beschäftigt. Nach den Straßen
im Vorjahr, standen in diesem Jahr die Brücken auf dem Prüfstand. Fast drei Viertel aller Ber-
liner Brücken sind demnach sanierungsbedürftig. Überschlägig  mehr als eine Milliarde Euro
beträgt hier der Instandhaltungsrückstau. Ursache dafür ist aber nicht nur fehlendes Geld, son-
dern vor allem auch planloses Management. Leider ist das nicht das einzige Beispiel für fehlende
Managementfähigkeiten des Senats. Der Rechnungshof hat sich u.a. auch noch mit einem 
früheren Schwarzbuchfall beschäftigt: der Staatsoper Unter den Linden.

F

Wowereit und Geisel zur StaatsoperDer Rechnungshof lässt die Aussage des da-maligen Regierenden Bürgermeisters KlausWowereit (SPD) in der Plenarsitzung vom 1.September 2008 zur Staatsopernsanierungin neuem Licht erscheinen: 
„(…) Nach  den  ursprünglichen  Planungen
hätten  die  Architekten  24  Monate  Zeit  zur
Erstellung  des  Bedarfsprogramms und der
Bauplanungsunterlage. Im Blick auf das Nut-
zerinteresse werde er dies aber so nicht ak-
zeptieren. (…) Die Fachleute werde man mit
der – etwas salopp formulierten – Frage kon-
frontieren, ob denn die letzte Putte auch noch
durchgeplant sein müsse, bevor z. B. der Auf-
zugsturm an der Oper gebaut werde. Zumin-
dest sollte man nach einem Planungsvorlauf

von 12 Monaten mit ersten Baumaßnahmen
beginnen können; für Probleme z. B. mit der
LHO müsse man gegebenenfalls eine Lösung
finden. (…)“Stadtentwicklungssenator Andreas Geisel(SPD) stellte am 11. Dezember 2014 im Ber-liner Abgeordnetenhaus als bahnbrechendeErkenntnis heraus, was längst im Gesetzsteht: 
„(…) Es  hat  eine  Auswertung  des  bisherigen
Verlaufs  gegeben.  Dabei  hat  sich  herausge-
stellt,  dass  es  in  Zukunft dringend   erfor-
derlich   ist,   wichtige   Planungsschritte  vor
dem  Bau  abzuschließen.  Diese  Schlussfolge-
rung  ist  unbedingt  zu  ziehen. (…)“
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nen. So wundert es nach Mei-nung des Bundes der Steu-erzahler auch nicht, dassdie Gesamtkosten indem durchgeführtenPlanungsverfahren von0,85 Millionen Euro auf5,26 Millionen Euro ge-stiegen sind. Das ent-spricht mehr als einerVersechsfachung derKosten durch das langeAbwarten. Bereits seit2008 war die Brückefür den Schwerlast-transport gesperrt, füralle anderen Fahrzeugegalt Tempo 30. Der Rech-nungshof führt diesen Be-fund auf einunzureichendes Brük-kenerhaltungsmanage-ment zurück. DieSenatsverwaltungführt ihr Verwal-tungshandelnhingegen aufdie Politik desSenats zur Haushaltskonsoli-dierung zurück. Für den Bund der Steuer-zahler Berlin klingt das aller-dings nach einer ziem-lich dürftigen Ausrede. Auf-gabe der Mitglieder der Lan-desregierung sei es schließ-lich, die einzelnen Senats-verwaltungen so zu mana-gen, dass sie funktionieren

und Ihre gesetzlichenAufgaben erfüllen,meint der BerlinerBdSt-Vorsitzende,Alexander Kraus.Zudem habe die Landesregierung bis2011 zusätzlich zuden Steuereinnah-men jedes Jahr auchnoch neue Kredite auf-genommen. Dass esder Staat selbst damitein Jahrzehnt langnicht organisiert be-kommt, seine eigenenGesetze zu befolgen, sei einechtes Armutszeugnis fürdie Regierungsmitgliederder letzten Jahre. 
Mängel bei der 

Staatsopern-
sanierungAber nicht nurbei der Erhal-tung der bestehen-den Brücken hat dieSenatsverwaltung für Stadt-entwicklung kläglich ver-sagt. Neu bauen kann sienach der Feststellung desRechnungshofes offenbarauch nicht. Die Prüfungsbe-hörde hat sich die Sanierungder Staatsoper Unter denLinden genauer angesehenund dabei erhebliche Män-

gel und schwerwiegende Ver-säumnisse festgestellt. Der Bund der Steuerzahlerhatte das Sanierungsvorhabenauch schon in seinen Schwarz-büchern 2014 und 2015 kriti-siert, weil die Kosten vongeplanten 239 Millionen Euroauf zunächst 296 und dann so-gar auf geschätzt rund 400 Mil-lionen Euro gestiegen waren. Die Ursache hierfür sieht derRechnungshof nach seiner Untersuchung bei der Senatsver-waltung für Stadtentwicklungund Umwelt als der projekt-leitenden Baudienststelle. Siehabe bei der Vorbereitung derBaumaßnahme grundlegendehaushaltsrechtliche Bestimmun-gen missachtet und eklatant unwirtschaftlich gehandelt. Umvon ihr als unrealistisch er-kannte Terminziele zu erreichen,sei sie von dem vorgeschrie-benen Verfahren zur Vorberei-tung von Baumaßnahmenunzulässig abgewichen. Sie habemit der Bauausführung begon-nen, ohne die Bauplanung zu-vor ordnungsgemäß abgeschlos-sen zu haben. In dem vor-schriftswidrigen und unwirt-schaftlichen Verwaltungshan-deln sieht der Rechnungshof dieUrsachen, die wesentlich zu den erheblichen Bauzeitverlän-gerungen und Kostensteiger-ungen beigetragen haben. 

Kostenrisiko war dem 
Senat frühzeitig bekanntInteressant ist aber auch, dassder Rechnungshof herausgefun-den hat, dass sich die Senatsver-waltung schon sehr frühzeitigdes deutlich erhöhten Kostenri-sikos durch die Terminvorgabender Senatskanzlei bewusst warund das in internen Stellungnah-men auch so festgehalten hätte.Die Senatskanzlei sei aber lautRechnungshofbericht mit einerVerschiebung des Baubeginnsaufgrund eines zuvor gescheiter-ten Vergabeverfahrens nicht ein-verstanden gewesen. Ungeachtetder erkannten Risiken hatte dieSenatsverwaltung entsprechen-de Terminvorgaben dann in dieVerträge mit Planern und einemProjektsteuerer übernommen. Der Bund der Steuerzahlersieht die Verantwortung für dasStaatsopern-Debakel bei den da-mals handelnden Personen:Klaus Wowereit (SPD) hat als da-maliger Regierender Bürgermei-ster den überstürzten Baubeginnbefohlen, wie seine Äußerungenim Abgeordnetenhaus belegen(s. Kasten). Ingeborg Junge-Reyer (SPD), damals Bausenato-rin, war offenbar zu schwach,sich gegen Wowereit durchzu-setzen und hat gegen alle Ver-nunft einfach schon malangefangen zu bauen. 
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Neue Führung, alter Umzugsplan
Veränderungen beim Alliiertenmuseum

Das Berliner Alliiertenmuseum hat eine neue
Leitung. Seit dem 1. April übernimmt Bernd
von Kostka die kommissarische Führung des
Museums. In seine Amtszeit wird wohl auch
der Umzug des Museums von Zehlendorf nach
Tempelhof fallen.

ie Gelder sind bewilligt. Der Haus-haltsausschuss des Bundestages hatim letzten November den Umzugsplä-nen des Berliner Alliiertenmuseums seineZustimmung erteilt. Von Seiten des Bundessind 27 Millionen für den Umzug in den Hangar 7 des Flughafens Tempelhof vorge-sehen.Bereits seit Jahren diskutiert man in derHauptstadt, ob das Museum in der Clayalleemit seinen Flugzeugen, Militärfahrzeugenund anderen Relikten aus den Zeiten des kal-ten Krieges seinen Standort wechselt.Wenn es nach den Befürwortern des Umzuges geht, ist die Aufgabe des Standor-tes in Dahlem die günstigere Alternative. InDahlem sei der Platz begrenzt und die Anlagezudem sanierungsbedürftig. Die „einzige Lö-sung wäre ein Neubau gewesen“, so argu-mentierte die ehemalige Direktorin desMuseums Gundula Bavendamm im Jahr2012. Der Umzug in den Hangar 7 sei deut-lich kostengünstiger, auch die zentralereLage in Tempelhof sei ein Argument.Als Bau- und Planungskosten für das neueAlliiertenmuseum in Tempelhof sind 22 Mil-lionen Euro vorgesehen. Die neue Dauer-ausstellung wird mit 5 Millionen Euro zuBuche schlagen. Das ist eine stattlicheSumme. Aufgrund der Tatsache, dass derUmzug des Museums ein Projekt des Bundes

ist, bleibt zu hoffen, dass es bei den veran-schlagten Kosten bleibt. Denn der BerlinerSenat hatte in der Vergangenheit nicht ge-rade mit anständiger Bau- und Kostenpla-nung geglänzt. Der Bund der Steuerzahlerwird das Vorhaben dennoch kritisch beob-achten.Der neue Standort soll 6.000 Quadratme-ter groß sein und Räume für Dauer- und Son-derausstellungen bieten. Großobjekte wie

die Handley Page Hastings, ein Flugzeug ausZeiten der Luftbrücke oder der Eisenbahn-waggon eines französischen Militärzuges sol-len dann nicht mehr im Freien stehenmüssen, sondern im Hangar untergebrachtwerden. Momentan liegen die Umzugspläne – zu-mindest zeitweise – auf Eis, denn der Hangardes ehemaligen Flughafens dient derzeitnoch als Flüchtlingsunterkunft.D

Mitgliederversammlung 2016
Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V. am Mittwoch, dem 14. September 2016 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im Konferenzsaal der GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-Charlottenburg, sind alle Mitglieder herzlich eingeladen.
Tagesordnung1. Eröffnung und Begrüßung1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit1.3. Grußworte2. Geschäftsbericht 2015 und aktuelle Themen 20163. Jahresabschluss 20153.1. Bericht über den Jahresabschluss 20153.2. Genehmigung des Jahresabschlusses 20153.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 20153.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 2015 4. Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung5. SonstigesVorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung müssen dem Vorstand spätestens achtWochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich mitgeteilt werden.Der Prüfbericht zum Jahresabschluss 2015 kann in der Geschäftsstelle des Bundes der Steuer-zahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin (Steglitz) von Vereinsmitgliedern eingesehenwerden. Um vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 

Das Alliiertenmuseum an 
seinem bisherigen Standort 

in Berlin-Zehlendorf.
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In seinem Belastungsbarometer
2016 deckt der Bund der Steuerzah-ler auf, was die Belastung mit Steu-ern, Abgaben und Gebühren für denAlltag der Bürger und Betriebe be-deutet. Das Belastungsbarometer do-kumentiert, an welcher StelleEntlastungen geboten sind oder Be-lastungsver-schärfungendrohen.Das Bela-stungsbaro-meter kannkostenlos inder Ge-s c h ä f t s -stelle an-gefordertwerden.

Broschürentipp

Verschuldung Berlin

Ihr pers. Anteil

Mrd. Mio. Tsd.
59 .160 .482 .19259 .160 .482 .192

16 .92216 .922
Stand: 01.08.2016, 0.00 Uhr

Von Brücken und wertlosem Papier
Erfolgreiche Medienarbeit im Juni

Auch in den letzten Wochen war
der Bund der Steuerzahler Berlin
für die Medien wieder ein gefrag-
ter Ansprechpartner. 

n der ZDF-Sendung "Länderspie-gel" äußerte sich der Vorsitzendedes Bundes der Steuerzahler Berlin, Alexander Kraus, zum 
Verschwendungsfall Kietzgraben-
steg. 465.000 Euro wurden hier füreine Brücke ausgegeben, die mandurchaus als überflüssig bezeichnenkönnte. Der BdSt Berlin hat bei einerAkteneinsicht im Rathaus Köpenickzudem herausgefunden, dass denMitarbeitern des Bezirksamtes be-reits vor dem Bau der Brücke klar war, dass es sich bei dem Projektum einen Fall Steuergeldver-schwendung handeln würde - einehandschriftliche Notiz zeugt von 

den Bedenken gegen den Bau.In Charlottenburg-Wilmersdorfbettelt der Stadtrat auf Plakaten umSpenden für neue Spielgeräte. "Wozuzahlen  wir Steuern?" fragt der rbb inder Sendung  "zibb" "Das geht so nicht",sagte dazu der Berliner BdSt-Vorsit-zende Alexander Kraus und erklärte,dass der Staat Steuern in Rekordhöheeinnimmt und Spielplätze auch ohneSpenden möglich sein müssen. Den Mitte Juni vorgestellten Un-
tersuchungsbericht des BER-Un-
tersuchungsausschusses bezeich-nete BdSt-Vorstand Kraus als "riesi-gen Haufen wertloses Papier". Esgreife zu kurz, die Verantwortungeinfach auf die Geschäftsführung zuschieben. Für strategische Entschei-dungen, die Auswahl des Führungs-personals und die Etablierung vonÜberwachungsmechanismen seienden Steuerzahler im Ergebnis die Re-

gierungsvertreter verantwortlich.Dabei hätten sie komplett versagt, soKraus weiter. In der rbb-Abendschaunahm Kraus Stellung zum BER-Ab-schlussbericht. Wenige Tage späterwar der Berliner Vorstand als Studio-gast in der Abendschau zu sehen.Diesmal ging es um das Bonn-Berlin-
Gesetz. Kraus forderte, dass die Poli-tik den Umzug der Bundesminis-terien nach Berlin vollenden soll. Ent-gegen dem Berlin-Bonn-Gesetzesseien bereits jetzt zwei Drittel derMitarbeiter in der Hauptstadt.Um enorme Kosten für die Ab-
schiebung dreier Straftäter nachAfrika ging es im RTL-Frühstücks-fernsehen. Für ganze 125.000 Eurowurde eigens ein Flugzeug gechar-tert, das die Straftäter in ihr Heimat-land flog. Kraus zweifelte in derSendung die Angemessenheit der Ko-sten an.
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Fraktionen in Wahlkampfzeiten
Zulässige Öffentlichkeitsarbeit oder schon unzulässige Wahlwerbung?

ach dem Parteiengesetz wirken dieParteien an der politischen Willens-bildung des Volkes mit, indem Sie ins-besondere auf die Gestaltung deröffentlichen Meinung Einfluss nehmen, dieaktive Teilnahme der Bürger am politisch-en Leben fördern, sich durch Aufstellung von Bewerbern an den Wahlen beteiligen,auf die politische Entwicklung in Parlamentund Regierung Einfluss nehmen, die vonihnen erarbeiteten politischen Ziele in denProzess der staatlichen Willensbildung ein-führen und für eine ständige lebendige Ver-bindung zwischen dem Volk und denStaatsorganen sorgen. Zur Erfüllung dieserverfassungsrechtlich garantierten Aufgabeerhalten die politischen Parteien in Deutsch-land im Jahr 2016 insgesamt bis zu 160,5 Mil-lionen Euro aus der staatlichen Teil-finanzierung. 
Wofür bekommen Fraktionen ihr Geld?Fraktionen hingegen sind ständige Unter-gliederungen der Parlamente. Nach dem Ber-liner Fraktionsgesetzt koordinieren, steuern

und erleichtern sie die politisch-parlamenta-rische Arbeit ihrer Mitglieder nach innen undaußen und sichern damit die Arbeit des Ab-geordnetenhauses selbst. Die Fraktionen die-nen dabei der parlamentarischen Willens-bildung im Abgeordnetenhaus. Erlaubt istden Fraktionen aber ausdrücklich auch, dasssie in eigener redaktioneller Verantwortungund unter inhaltlichem Bezug zu ihrer Arbeitund Aufgabenstellung die Öffentlichkeit un-terrichten. Im Berliner Abgeordnetenhauserhalten die Fraktionen 2016 hierfür über9,9 Millionen Euro an Fraktionszuschüssen.Darin nicht enthalten sind übrigens die Ab-geordnetenentschädigungen, ihre Kosten-pauschalen, Unfall- und Krankenver-sicherungen und die Leistungen an die Mit-arbeiter der Abgeordneten. Diese Ausgabenwerden direkt aus dem Haushalt des Ab-geordnetenhauses bezahlt.  
Wahlwerbung seitens 
der Fraktionen unzulässigKurzum: Aufgabe der Parteien ist die nachaußen gerichtete politische Willensbildungdes Volkes. Aufgabe der Fraktionen ist hin-gegen die nach innen gerichtete politischeWillensbildung der ihr angehörenden Abge-ordneten und die Bündelung Ihrer Arbeit. DieFraktionen dürfen unter konkretem Bezugzur aktuellen parlamentarischen Arbeit auchÖffentlichkeitsarbeit betreiben, die abernicht auf Wahlwerbung ausgerichtet seindarf. Das führte in den letzten Jahrzehntenimmer wieder zu Streit und Gerichtsent-scheidungen. Die Konferenz der Präsidentender Rechnungshöfe des Bundes und der Län-der hat daher bereits 2001 zur Abgrenzungzulässiger von unzulässiger Öffentlichkeits-arbeit einen Kriterienkatalog beschlossen.Danach ist die Öffentlichkeitsarbeit von Frak-tion grundsätzlich zulässig, wenn sie sich un-mittelbar auf die vergangene, gegenwärtige

oder aktuell zukünftige Tätigkeit der Frak-tion im Parlament bezieht. Die Fraktion mussals Fraktion auch deutlich in Erscheinungtreten. Besonders in der Schlussphase desWahlkampfes sind hier besonders strengeMaßstäbe anzulegen. Die Öffentlichkeitsar-beit der Fraktion darf dann unter Beachtungdes Gebotes der Zurückhaltung insbesonderenicht gezielt verstärkt werden. 
Nach den Abgrenzungskriterien der 
Rechnungshöfe ist Grenze überschrittenDie Grenze zwischen der zulässigen undder unzulässigen Finanzierung von Öffent-lichkeitsarbeit ist nach Ansicht der Rech-nungshöfe überschritten, wenn derSachinhalt eindeutig hinter die werbendeForm zurücktritt, insbesondere bei Sympa-thiewerbung für die Fraktion oder für ein-zelne Fraktionsmitglieder. Beim Bürger mussbereits der Eindruck einer werbenden Ein-flussnahme zugunsten einer Partei odereines Wahlbewerbers bzw. einer -bewerbe-rin vermieden werden. Zudem müssten dieFraktionen Vorkehrungen treffen, dass diefür Zwecke der Öffentlichkeitsarbeit herge-stellten Druckwerke oder andere Erzeug-nisse der Fraktion nicht von den Parteien (z. B. zur Wahlwerbung) eingesetzt werden.Druckerzeugnisse sollten daher den Hin-weis enthalten, dass sie nicht für Zwecke der Partei verwendet werden dürfen. Außer-dem gehen die Rechnungshofpräsidentendavon aus, dass gemeinsame Aktivitäten von

Am 18. September 2016 wählt Berlin ein neues Abgeordnetenhaus. Damit wird es für die Par-
teien Zeit, den Wählern die Erfolge der ablaufenden Legislatur und natürlich ihre Kandidaten
zu präsentieren. Wahlwerbung kostet die Parteien allerdings einen Haufen Geld, so dass die
Versuchung groß ist, Kosten auf die Fraktionen und damit die Steuerzahler abzuwälzen. Die
Grenzen zwischen zulässiger Öffentlichkeitsarbeit und unzulässiger Wahlwerbung aus Frakti-
onsmitteln sind unscharf. Das heißt aber nicht, dass sie nicht vorhanden sind.

N

Dieser Einladungsflyer der SPD-Fraktion 
landete im Briefkasten des Bundes der 
Steuerzahler Berlin. Der Verein folgte 

der Einladung und stieß auf einen 
Wahlwerbestand der Partei.

Am Parteistand der SPD. Andreas Kugler,
Mitglied des Abgeordnetenhauses, ist An-
sprechpartner für interessierte Bürger.
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Fraktion und Parten von der Öffentlichkeitin der Regel allein der Partei zugeordnetwerden.
Fraktion lädt an Parteistand einDer Bund der Steuerzahler Berlin war nunin seinem Briefkasten kürzlich auf einenFlyer der SPD-Fraktion mit der Einladungzum Stadtteiltag des Abgeordneten AndreasKugler gestoßen und hat sich diesen Flyerund den Stadtteiltag anhand der Kriteriender Rechnungshöfe und auch einer rechtli-chen Empfehlung aus der SPD-Parteizentralean ihre Wahlkämpfer einmal genauer ange-sehen:Laut Einladungs-Flyer führt die SPD-Frak-tion über 50 Stadtteiltage im Jahr durch. Aufden Seiten der SPD-Fraktion kann man nach-sehen, dass in dem Zeitraum ab Mitte Mai die

Mehrzahl dieser Stadtteiltage veranstaltetwird. Auf der Innenseite des Flyers grüßt einjovial strahlender Fraktionsvorsitzender die„lieben Bürgerinnen und Bürger“. Der veran-staltende Abgeordnete posiert zudem mitdem Finanzsenator, der im Übrigen ebenfallskandidiert, selbst aber kein Abgeordneter ist.Das Layout wirkt mit seinen roten Quadrat-ansammlungen reklamehaft aufgemacht. DerInhalt liefert eher allgemeine politische Ziel-setzungen. Um einen wirklich konkretenBezug zur aktuellen parlamentarischen Ar-beit ausmachen zu können, muss man nachMeinung des Bundes der Steuerzahler schonviel guten Willen aufbringen. Nach den Kriterien der Rechnungshöfe istdas alles schon äußerst problematisch, meintder Bund der Steuerzahler. Die Fraktion tretein dem Flyer zwar mit ihrem „Fraktion-SPD“-Logo auf, es fehle aber der übliche Hinweis,

dass die Veröffentlichung nicht zum Zweckeder Wahlwerbung verwendet werden darf.Außerdem trete der Sachinhalt eindeutighinter die werbende Form zurück. Der Flyerkönne eigentlich als nichts anderes als Sym-pathiewerbung für die abgebildeten Wahlbe-werber verstanden werden.
Veröffentlichungen der Fraktionen 
kein MassenverteilungsmittelÜberaus interessant ist überdies auch einausdrücklicher Hinweis aus der SPD-Partei-zentrale an die Wahlkämpfer. Danach dürf-ten Veröffentlichungen der Fraktion auchnicht als Massenverteilungsmittel ausgege-ben werden, also nicht als Hauswurfsendun-gen oder zur massenhaften Verteilung anInfoständen der Partei genutzt werden. Der Bund der Steuerzahler folgte am 30. Juni 2016 der Einladung des sympathischlächelnden Abgeordneten Kugler, dessenFraktions-Flyer er im BdSt-Hausbriefkastenvorgefunden hatte. Am Stand angekommenmusste der Bund der Steuerzahler allerdingsverwundert feststellen, dass es sich augen-scheinlich um einen Stand mit Logos derSPD-Steglitz, also der Partei und nicht derSPD-Fraktion handelte. Ausgelegt warenzwar auch Broschüren der Fraktion, abereben auch Wahlkampf-Flyer mehrerer Wahl-kandidaten und Werbemittel mit der Auffor-derung zu wählen. Der leibhaftig anwesendeAbgeordnete Kugler behauptete zwar steifund fest in seiner Funktion als Parlamenta-rier zu informieren, optisch erkennen konnteder zufällige Passant allerdings nur eine Par-teitheke, mit Partei-Logos, Parteifahnen, Par-teiwerbeartikeln und einen Wahlkandidatenund seiner Gefolgschaft, die Stoffbeutel unterdas Volk brachte. Damit vom BdSt konfron-tiert ließ Kugler zumindest erst einmal dieWahlkandidaten-Flyer von sich und seinenParteikollegen, dem fraktionslosen Finanz-senator Matthias Kollatz-Ahnen und dem Re-gierenden Bürgermeister Michael Müller,beiläufig unter dem Tisch verschwinden. 

SPD-Fraktion verweigert 
Auskunft zu FlyernDer Bund der Steuerzahler hat natürlichnichts dagegen, dass sich Parteien an Wahl-kampfständen präsentieren, an denen sichnatürlich auch Abgeordnete in Ihrer Funk-tion als Parteimitglied für eine Wiederwahlanpreisen und Parteiwerbung verteilen dür-fen. Problematisch ist es allerdings bereits,wenn dort Fraktionsbroschüren verteilt wer-den. Einen absolut klaren Verstoß gegen diegesetzlichen Vorgaben zur Parteienfinanzie-rung sieht der Bund der Steuerzahler aller-dings darin, wenn eine FraktionReklame-Flyer mit Sympathiewerbung fürKandidaten und der Einladung zu einemWahlkampfstand druckt und per Hauswurf-sendung massenhaft verteilten lässt undfragte beim parlamentarischen Geschäfts-führer der SPD-Fraktion, Torsten Schneidernach den Stückzahlen und Kosten für denDruck und die Verteilung. Die Antwort kamprompt: „Die SPD-Fraktion verwendet keineFlyer, die die Grenzen zulässiger Öffentlich-keitsarbeit überschreiten würden. UnserFormat Stadtteiltag besteht seit 2008 undwurde weder vom Wirtschaftsprüfer, nochvom Landesrechnungshof oder dem Abge-ordnetenhaus beanstandet.“ Der Bund derSteuerzahler wird jedenfalls die Präsidentindes Rechnungshofs und den Präsidenten desAbgeordnetenhauses daraufhin informieren. 

Nicht als Fraktionsstand erkennbar. Werbe-
geschenke und Kandidaten-Flyer der

Partei und eine Bilanzierungs-
broschüre der Fraktion. 

Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin

Die Broschüre “Die Steuerprüfung”erläutert die Rechte und Pflichtendes Steuerzahlers, schildert denAblauf der Betriebsprüfung undnennt die rechtlichen Grundlagen,auf denen die Prüfung aufbaut. Mitglieder des Bundes der Steuer-zahler Berlin können die Broschüre “DieSteuerprüfung” kostenlos in der Ge-schäftsstelle anfordern.

Broschürentipp



4
Landesbeilage Berlin I Juli/August 2016

Transparent Berlin

Mitgliederversammlung 2016
Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V.  am Mittwoch,dem 14. September 2016 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im Konferenzsaal der GSG-Höfe,Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-Charlottenburg, sind alle Mitglieder herzlich eingeladen.
Tagesordnung1. Eröffnung und Begrüßung1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit1.3. Grußworte2. Geschäftsbericht 2015 und aktuelle Themen 20163. Jahresabschluss 20153.1. Bericht über den Jahresabschluss 20153.2. Genehmigung des Jahresabschlusses 20153.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 20153.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 2015 4. Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung5. SonstigesVorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung müssen dem Vorstand spätestens achtWochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich mitgeteilt werden.Der Prüfbericht zum Jahresabschluss 2015 kann in der Geschäftsstelle des Bundes der Steuer-zahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin (Steglitz) von Vereinsmitgliedern eingesehenwerden. Um vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 

61.000 Euro für den Müll?
Berliner Stadtreinigungsbetriebe präsentieren sich in München

Ein aufmerksamer Branchenkenner rieb sich
die Augen, als er Anfang Juni 2016 die Berli-
ner Stadtreinigungsbetriebe (BSR) als Aus-
steller auf der weltweit größten Umwelt- und
Branchenmesse IFAT-Entsorga in München an-
traf. Der Bund der Steuerzahler fragte dar-
aufhin bei der Anstalt des öffentlichen Rechts
nach, was den Berliner Gebührenzahler der Spaß
gekostet hat und ihm das eigentlich bringt. ie BSR sei auf der IFAT – wie auch an-dere kommunale Unternehmen – aufdem Stand des Verbandes Kommuna-ler Unternehmen (VKU) vertreten gewesen,um die Leistungsfähigkeit kommunaler Un-ternehmen zu zeigen, antwortete die BSR.Die IFAT-Entsorga sei zudem die weltweitgrößte Umwelt- und Branchenmesse!Neben der Vorstellung eigener Innovatio-nen, wie einer barrierefreien Mülltonne undeiner nach neuesten Gesichtspunkten des Ar-beitsschutzes optimierten Kehrrichtkarre,liege ein besonderes Augenmerk der Präsenzauf dem Austausch mit der kommunalen undder privaten Wirtschaft der Branche. Die BSRnehme in vielen Themenfeldern – wie z.B. beider Fahrzeugflotte (Green fleetaward), beimRecycling (modernste Biogasanlage), bei derDigitalisierung auch der Kundenbeziehungen(digitaler Rechnungslegung/Kundenportal)eine Vorreiterrolle ein und das käme schließ-lich nicht von Ungefähr. Weder den Bund der Steuerzahler nochden besagten Branchenkenner überzeugtdas. Die Hersteller dieser Mülltonnen undKehrrichtkarren sollten Ihre Produkte auf ei-genen Ständen präsentieren. Arbeitsschutz,Fahrzeugflotte und Kundenbeziehungenwerden wohl eher die Berliner BSR-Mitar-beiter Berlins statt überregionales Fachpu-blikum interessieren. Weiter heißt es in der Antwort, so könnedie BSR hohe ökologische und soziale Stan-dards mit im bundesweiten Vergleich niedri-gen Gebühren verbinden. Ziel sei beiLetzterem auch weiterhin unter den Top 5 zubleiben. Das könnte nach Meinung des Bun-des der Steuerzahler allerdings auch damit

zu tun haben, dass die Mülltonnen in Berlinviel dichter beieinander stehen, als in Meck-lenburg-Vorpommern oder Brandenburg. Hinzu käme nach Auffassung der BSR auch,dass auf dieser Messe viele young professio-nals und Studierende zu den Besuchern ge-hörten. Ein Kontaktpunkt  also, der beim dro-henden und in einigen Fachgebieten bereitsvorhandenen Fachkräftemangel für die BSRals Arbeitgeber von essentieller Bedeutungsei. Angesichts der sich abzeichnenden Über-alterung im öffentlichen Sektor Berlin, kann derBdSt hier allerdings nicht ganz widersprechen. Gekostet hat der Spaß den Steuerzahler al-lerdings saftige 61.716 Euro netto. Davonentfielen allein 18.555 Euro auf den Messe-bau. Immerhin könnten die Objekte laut BSRnach der Messe in Berlin weiter eingesetztwerden. Auf die Frage des BdSt nach dereiner Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, gabes die Antwort, dass diese nicht erfolgt sei, dadie Erreichung der genannten Ziele nicht miteiner solchen zu messen sei. Der Umfang derMaßnahmen stehe aber in einem adäquatenVerhältnis zu den verfolgten Zielen. 

D
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Auf den Hund gekommen
Wie Steglitz-Zehlendorf versucht, das Hundeverbot durchzusetzen

es einen Freud´ ist des an-deren Leid. Der BerlinerBezirk Steglitz-Zehlendorfhatte daher erstmals im Mai2015 ein Hundeverbot für denUferbereich um den Schlachten-see und die Krumme Lanke ver-hängt. Dazu ließ das Bezirksamtoberhalb des Uferwegs zahlrei-che Hinweisschilder und Holz-pfähle mit Piktogrammen auf-stellen. Damit sollten die landes-seitigen Grenzen des Ufer-bereichs als Badestelle ge kenn-zeichnet werden. Nach dem Ber-liner Hundegesetz dürfen Hundenämlich nicht an Badestellenmitgenommen werden. Das Ver-waltungsgericht entschied aller-dings im Dezember 2015, dassder Uferweg eben keine Bade-stelle im Sinne des Hundegeset-zes ist, sondern in erster Linieder Fortbewegung diene. DieKennzeichnung war damitrechtswidrig und das Hundever-bot vom Tisch. Im Frühjahr 2016 unternah-men das Bezirksamt und dasLandesforstamt einen zweitenVersuch und verhängten ein sai-sonales Hundeverbot für dieUferbereiche. Diesmal stützte dieVerwaltung das Verbot auf dasGrünanlagengesetz und das Lan-deswaldgesetz und landetedamit erneut vor dem Verwal-tungsgericht. Dieses stellte imJuni 2016 fest, dass das Spazie-ren selbst mit angeleintem Hundzum bestimmungsgemäßen Ge-meingebrauch einer Grünanlagebzw. des Waldes zählt. Es fehle

an einem wichtigen Grund fürNutzungseinschränkungen zula-sten der Erholungssuchendenmit Hund, solange der dortgrundsätzlich geltende Leinen-zwang nicht wirksam mit be-hördlichen Maßnahmen durch-gesetzt werde. Der Einwand der Verwaltung, dass eine stär-kere Überwachung wegen derpersonellen Ausstattung nichtmöglich sei, könne keine Sper-rung rechtfertigen. Damit wardas Hundeverbot vorerst erneutgekippt.Gut 14.000 Euro hat die Ver-waltung für Beschilderungenund Holzpfähle, eine Bürgerin-formationsveranstaltung sowiedas erste Gerichtsverfahren be-reits ausgegeben, obwohl ihr füreine derart weitreichende politi-sche Entscheidung die gesetzge-berische Kompetenz fehlt, wiedas Gericht argumentierte. Eineneue Regelung in dem im Juli2016 geänderten Hundegesetz

könnte dies dem Bezirk künftigerlauben. Ob diese Bestimmungallerdings dann wieder vor den Gerichten Bestand habenwird, muss sich erst noch zeigen.Denn Mittel für Kontrollen der Hundehalte sind damit aber trotzdem nicht mehr vor-handen.

Im Berliner Bezirk Steglitz-Zehlendorf versucht die Verwaltung seit
Mai 2015 mit unterschiedlichsten Rechtsgrundlagen ein Hundeverbot
auf den Uferwegen zweier Badeseen durchzusetzen. Das Verwaltungs-
gericht kassierte die Verbote jedoch jedes Mal wieder ein. Die Kosten
für bislang vergebliche Bürgerinformationen, Markierungspfähle und
Verfahrenskosten belaufen sich bereits auf über 14.000 Euro, von dem
Aufwand für die Verwaltung ganz zu schweigen. 

D

Oben: eines der Hinweisschilder,
die am Uferweg auf das Hunde-

verbot hinweisen. Unten: ein
eigens aufgestellter Holzpfahl,

der mit einem Piktogramm 
darauf hinweist, dass Hunde 

verboten sind.

Der BdSt Berlin in den MedienDer Vorstandsvorsitzende des BdSt Ber-lin, Alexander Kraus, hat sich in diesemMonat wieder zahlreich in den Mediengeäußert - darunter im K1-Magazin zuBerliner Verschwendungsfällen und inRTL-explosiv zur Kietzgrabenbrücke inKöpenick.
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Transparent Berlin Auchbei der SPD sind steigende Mie-ten ein Thema. Um die Mieten stabil zu haltenwill man sich hier unter anderem auf Bundesebene füreine Verschärfung der Mietpreisbremse einsetzen sowie or-dentlich investieren und zusätzlichen, bezahlbaren Wohnraum schaf-fen.  Eine positive Bilanz zieht die Partei aus dem unter ihrer Herrschaft inBerlin eingeführten Infrastrukturfonds. Auch in den kommenden Jahren willman die Mittel des Sonderinvestitionsfonds wachsende Stadt für Investitionen inInfrastruktur und Bildung ausgeben. Weiterhin liebäugelt die Partei bspw. mit der Er-weiterung des Straßenbahn- und der Modernisierung des S- und  U-Bahn-Netzes. So, wieder bisherige Koalitionspartner ist man sich zudem einig über die Verlängerung der  A100In ihrem Wahlprogramm steht die SPD auch zu Ihrer Verantwortung, den Bau des Haupstadtflughafens BER abzuschließen und spricht sich für die Schließung Tegels aus.In Sachen öffentlicher Daseinsvorsorge plant man, nach der Rekommunalisierung der Wserbetriebe, auch das Gas- und Stromnetz vollständig zu rekommunalisieren um sozial vertrliche Energietarife zu sichern. Die Parkraumbewirtschaftung soll ausgeweitet werden. Der kritisierten Personalausstattung in der Berliner Verwaltung will die SPD entgegenwirken und personell aufstocken. Das gleiche gilt bspw. für Polizei und Feuerwehr.Einsetzen möchte man sich bei der SPD für die Gebührenfreiheit des Bildungsgangs, von Kita bis zum Master. Oberstes Ziel auf der Agenda in diesem Zusammenhang ist der gebürenfreie Schulhort. Die Schulen selbst sollen saniert werden, und zwar alle, bis zu  Jahr 2026
Zum Thema Finanzen zieht die SPD positiv Bilanz aus den letzten Jahren in Regie-
rungsverantwortung. Es gebe Erfolge bei den Verhandlungen im Rahmen der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen. Man habe gespart und konsolidiert; mit einer
maßvollen Anhebung der Grunderwerbsteuer und der Einführung der City

Tax habe man die Einnahmesituation verbessern können. Altschulden
konnten getilgt werden. Schuldenabbau und Investitionen seien

keine Gegensätze mehr. Daran möchte man anknüpfen. 

Die CDU schreibt sich das Thema "bezahlbare Mieten" ebenso auf die
Agenda. Möglich werden soll dies durch Investitionen in bezahlbaren
Wohnraum. Wie auch beim bisherigen Koalitionspartner will sich die
CDU für eine verschärfte Mietpreisbremse stark machen. Den bisher
grunderwerbsteuerfreien "Share Deals" im Zusammenhang mit Immobi-
lienspekulationen will die Partei einen Riegel vor schieben. Mehr investiert
werden soll in den Ausbau von S- und U-Bahn und - wo es Sinn ergibt - auch
in das Straßenbahnnetz. Fahrpreiserhöhungen sollen verstärkt bei den
Einzel-, Tages- und Wochenendtickets getätigt werden, weniger bei
Zeitkarten, um Berliner weniger zu belasten. 

In den Berliner Behörden sollen mehr Stellen geschaffen werden,
etwa in den Bürgerämtern, bei der Polizei oder der Feuerwehr. Im Bil-
dungsbereich fordert die CDU eine Rückkehr zur Lehrerverbeamtung,
verbunden mit dem Aufbau eines Pensionsfonds. Die A100 soll verlän-
gert werden, Schlaglöcher über ein Prämiensystem für die Bezirke
schneller saniert werden. Die CDU bekennt sich ausdrücklich zum Flug-
hafen BER und möchte die Eröffnung so zeitnah wie möglich realisieren
und schon jetzt darauf hinarbeiten, die Kapazitäten am BER bedarfge-
recht zu erhöhen. An der Schließung Tegels wird festgehalten. Groß-
projekte sollen in Zukunft besser über einen neuen Unterausschuss
parlamentarisch kontrolliert werden.
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Berlins "verfehlter Wohnungspolitik" will die FDP m   gen Nebeneinander unterschiedlicher Konzepte  sätze entgegentreten, die Wohnraum in allen Pre   für unterschiedliche Zielgruppen schaffen. Das Verbo   von Miet- in Eigentumswohnungen wird abgelehn     die Mietpreisbremse. Bezahlbares Wohnen soll d  Bauen ermöglicht werden. Hohen Wohnnebenkoste    Wettbewerb Abhilfe geschaffen werden. Landeseig  und von öffentlicher Hand erbrachte Leistungen    überprüft werden, ob sie auch von privaten Anbieter   können. Weitere Rekommunalisierungen bspw. im St   werden abgelehnt. In Kita und  Hort sollen Zus    Qualitätssteigerung statt für eine Kostenfreiheit e   Dem Instandsetzungsrückstau bei den Schulen will   und unbürokratischen 15.000 Euro entgegentrete     

In der Wohnungsbaupolitik setzt die AfD auf Ei-genverantwortung und marktwirtschaftliche An-reize. Bürokratische Hürden müssten abgebautwerden. Sie und zu hohe Steuern verschärften dieLage am Berliner Wohnungsmarkt. Die Mietpreis-bremse lehnt die AfD ab. Der Erwerb selbstgenutz-ten Wohneigentums aber auch der Miet-wohnungsbau soll gefördert werden. Mietneben-kosten sollen durch die Senkung des Hebesatzesder Grundsteuer B von 810 auf 500 Punkte gesenktwerden. Strom, Gas und Wasser sollen aus kom-munaler Hand, dem Berliner Stadtwerk kommen.Mehr Personal soll es bei der Polizei geben. In derVerwaltung will man die Zahl der Senatorenpostenund der Staatssekretäre wieder jeweils auf achtherabsetzen. Gleichzeitig soll die Verwaltung ver-schlankt und modernisiert werden. Bürgerämtersollen personell und materiell so ausgestaltet wer-den, dass es nicht zu unnötig langen Wartezeitenkommt.Durch unterlassene Instandhaltung seiner In-frastruktur habe Berlin in den letzten Jahren vonder Substanz gelebt. Die AfD fordert einen Master-plan für die Sanierung maroder Verkehrsinfra-struktur sowie auch eine Investitionsoffensive zurRenovierung von Schulen, Turnhallen und anderenöffentlichen Gebäuden der Stadt. Bei den Ver-kehrsprojekten soll der Autobahnring A100 ge-
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Investieren will man auch bei den Linken, denn un-terlassene Investitionen seien nichts anderes alseine neue Aufnahme von Schulden zulasten künfti-ger Generationen. Die Partei schlägt ein Investiti-onsprogramm für die öffentliche Infrastruktur übereinen Zeitraum von zehn Jahren vor. Deutlich mehrMittel und veränderte Strukturen seien notwendigum dem Sanierungsstau an den Berliner Schulenentgegenzuwirken. Die Beitragsfreiheit in der Kita-Betreuung soll schrittweise auf Kinder unter dreiJahren ausgeweitet werden. Mieterhöhungen ohne Wohnwertverbesserungsollen auch bei Wiedervermietung nur im Rahmeneines Inflationsausgleiches möglich sein. Über kom-munale Unternehmen möchte man auf die Höhe derBetriebskosten Einfluss nehmen und die Preise so-zial gestalten.Weitere Entspannung auf dem Wohnungsmarktsoll soziale Wohnraumförderung mitbringen, die imGegenzug mietpreis- und belegungsgebunden seinsoll.Die bisherigen Regierungsparteien hätten esnicht geschafft, auf veränderte Aufgaben der wach-senden Stadt mit einem Personalentwicklungskon-zept zu reagieren. Die Linken fordern eineEinstellungsoffensive. Die Berliner Verwaltung sollesich als attraktiver Arbeitgeber präsentieren. Auchdie Bezirke sollen angemessen mit Personal ausge-stattet werden. Zusätzlich zu den bisherigen Investitionen für diewachsende Stadt möchte die Linke auch in die so-

ziale Infrastruktur investieren, das heißt Senioren-einrichtungen, Kiezklubs, Sportstätten usw. Öffent-liche Aufträge sollen nur noch auf eine statt auf eineVielzahl von Vergabestellen konzentriert werden.Im Zusammenhang mit Privatisierungen öffentli-cher Unternehmen soll eine "Privatisierungs-bremse" in die Berliner Verfassung aufgenommenwerden. Daseinsvorsorge sei Aufgabe des Staates.In den äußeren Stadtbezirken soll der öffentlichePersonennahverkehr ausgebaut werden. Der Zu-gang zur Mobilität soll nicht vom Geldbeutel abhän-gen und mittelfristig öffentlich bzw. solidarischfinanziert werden. Die A100 soll nicht weiter ver-längert werden. An der Schließung Tegels will dieLinke nicht rütteln und den weiteren Ausbau desFlughafens BER leht man hier ebenso ab.
Die Schuldenbremse habe die Linke immer abgelehnt
- die Handlungsfähigkeit von Bund, Ländern und
Kommunen könne nicht durch ein Verbot neuer Kre-
dite gesichert werden, sondern durch ein sozial ge-
rechtes Steuersystem. Dennoch akzeptiere man die ab
2020 greifende Schuldenbremse. Um die Einnahme-
basis zu stärken soll der Hebesatz bei der Gewerbe-
steuer auf 450 Prozent erhöht werden. Bei der
Grunderwerbsteuer seien Reformen nötig, um Um-
sätze am boomenden Immobilienmarkt abzuschöp-
fen und auf der anderen Seite Immobilien-
spekulationen weniger attraktiv zu machen. Stark
machen will die Linke sich auch für die Wiederein-
führung der Vermögensteuer
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Bezahlbare Mieten, das große Thema zur Zeit in Berlin,steht auch bei den Grünen auf der Agenda. Den Marktentlasten will man über die Senkung der Kostenmietenim "alten" sozialen Wohnungsbau durch eine sozialeRichtsatzmiete. Im neuen sozialen Wohnungsbau solleine neue Wohnungsgemeinnützigkeit für eine Preis-und Belegungsbindung sorgen. Die Mietpreisbremse sollverschärft werden, die Umwandlung von Miet- in Eigen-tumswohnungen genehmigungspflichtig werden. Undauch eine Gewerbemietpreisbremse soll eingeführt wer-den, denn knappe Gewerberäume und steigende Mietenwerden zum existenziellen Problem für kleine Unter-nehmen oder soziale Einrichtungen. Mehr Personal solles in der Verwaltung, in den Bürgerämtern, bei Polizeiund Feuerwehr geben.Die Grünen wollen mit einer ambitionierten Ver-kehrspolitik den gesamten öffentlichen Verkehr deutlichbeschleunigen und Taktzeiten verkürzen, das Straßen-bahnnetz ausbauen und die Außenbezirke besser an-binden. Fahrpreise sollen sinken und  die  Idee einessolidarisch finanzierten ÖPNV soll weiter vorangetrie-ben werden.Mit dem kaputt Sparen der Infrastruktur soll Schlusssein. Bürokratische Hürden sollen abgebaut und bezirk-liche Investitionsmittel massiv erhöht werden um bspw.Schulen und Kitas zu sanieren oder neu zu bauen. Eine funktionierende Verkehrsinfrastruktur und Stra-

ßen statt Buckelpisten wünschen sich die Grünen. DenWeiterbau der A100 oder der Tangentialverbindung Ostwird abgelehnt. Der BER müsse ohne Kostenexplosion,ohne teure Umplanungen oder neue Erweiterungen anden Start gehen. An der Schließung Tegels wird festgehal-ten. 
Die Grünen bekennen sich zur Schuldenbremse und füreinen verantwortungsvollen Umgang mit öffentlichen Mit-teln. Aber jedes Schlagloch oder kaputte Schuldach sei einHaushaltsloch und eine Form von Verschuldung und kämedie Stadt auf lange Sicht teuer zu stehen, daher darf diestädtische Infrastruktur nicht länger auf Verschleiß gefah-ren werden. Die Grünen wollen daher die Sicherung und denErhalt von Berlins Vermögenswerten und die Instandhal-tung der Infrastruktur in der Landesverfassung festhalten.Zusätzliche Steuereinnahmen sollen über die Wiederein-führung einer verfassungskonformen Vermögensteuer ge-neriert werden. Um Spekulationen mit Wohnraumeinzudämmen, soll die Grunderwerbsteuer gestaffelt wer-den. Sie soll abhängig sein vom Zweck des Erwerbs. Der Ein-zelerwerb soll jedoch weiterhin mit sechs Prozent desKaufpreises versteuert werden. Das Finanzierungssystemder Bezirke soll durch ein neues, unbürokratisches Modellersetzt werden. Gelder sollen direkt in die Bezirkshaushaltegesteckt werden und nicht mehr  in zahlreiche bürokrati-sche Sonderprogramme.

Auch diePiraten wol-len preisgün-stigen Wohn-raum schaffen. Da-zu sollen bspw.Wohnraum durch Nut-zung des Vorkaufsrechtsrekommunalisiert werden,Ferienwohnungen wieder demWohnungsmarkt zur Verfügung
stehen oder zusätzlicher, preisgün-

stiger Wohnraum durch Dachge-
schossausbau oder Umwandlung von

geeigneten gewerblichen Objekten ge-
schaffen werden. Der öffentliche Personen-

nahverkehr solle sich nicht an der Erwirt-
schaftung von Gewinnen orientieren. Daher hal-

ten die PIRATEN unter anderem die Rekommuna-
lisierung der S-Bahn für notwendig. Finanziert

werden soll der Nahverkehr solidarisch und weitge-
hend aus Steuermitteln. Übernachtungs- und Veranstal-

tungsgäste würden über die bereits bestehende City Tax an
der Finanzierung beteiligt werden.  
Das Personal in der Verwaltung und auch bei der Polizei will

man aufstocken. Die marode Infrastruktur soll saniert werden. Al-

lerdings sei eine vermeintliche Entlastung des Individualverkehrs

durch zusätzliche Straßen überholt. Statt dessen müsse man in den Aus-

bau des ÖPNV investieren. Daher lehnt die Partei auch den Weiterbau der

A100 ab. Für den Flughafen BER soll es keine weiteren öffentlichen Mittel

mehr geben, im Zweifelsfall soll der Bau aufgegeben und stattdessen vorhan-

dene, nächstgelegene Flughäfen ausgebaut werden. Für den unfertigen BER sol-

len dann Nachnutzungsoptionen geprüft werden. Der Flughafen Tegel soll offen

bleiben. Das Mittagessen soll an den Schulen kostenlos werden. Die PIRATEN wollen

sich auch für ein bedingungsloses Grundeinkommen und für ein Ende der Zwangsmit-

gliedschaft in der IHK stark machen.Die öffentlichen Haushalte sollen so aufgestellt werden, dass vorgesehene Leistungen nach der ge-

setzlich geforderten Qualität erbracht werden können. Zuweisungen an die Bezirke sollen erhöht

werden. Um die Immobilienspekulation zu bekämpfen, will man die Grunderwerbsteuer auf 7 Pro-

zent erhöhen. Statt für die Schuldentilgung sollen Gelder eher in notwendige Investitionen, bspw. in

Schulgebäude, gesteckt werden. Auf die schlechten Erfahrungen bei Berlins Großbauprojekten möchte

man mit einer entsprechenden Verwaltungsstruktur reagieren. 

      mit einem vielfälti-    und Lösungsan-      eissegmenten und      ot der Umwandlung     nt, genau so auch      durch preiswertes    en soll durch mehr    gene Unternehmen       sollen daraufhin        rn erbracht werden     trom- oder Gasnetz        atzmittel für eine      eingesetzt werden.       man mit schnellen    n, die jede Schule 

erhalten soll, um akute Missstände zu beseitigen. In Sachen ma-roder Verkehrsinfrastruktur soll von einer Schadensbehebung auf eine werterhaltende Instandhaltung umgestellt werden. Die Vermei-dung von Kosten- und Zeitüberschreitungen soll über eine Infrastruk-turgesellschaft, die Funktionen von Senat und Bezirken bündelt,gemanagt werden. Die FDP plant Erweiterungen im Bahn- und S-Bahn-netz. Der BER müsse schnellstmöglich unter Vermeiderung weiterer Kostenschübe fertig gestellt werden. Da die Missstände dort noch nichtauf-geklärt sind, soll der BER-Untersuchungsausschuss in der nächsten Legislaturperiode neu aufgenommen werden. Der Flughafen Tegel soll weiterhin in Betrieb bleiben. Der Weiterbau der Stadtautobahn A 100 soll beschleunigt und der mittlere Autobahnring geschlossen werden. Die Polizei soll mehr Personal erhalten. Die Strukturkrise in der Ver-waltung sei allein mit zusätzlichem Personal nicht bewältigbar, hier

müsse es einen grundlegenden Strukturwandel geben. Die Partei for-dert zudem eine Bürokratiebremse und möchte das "Gesetzes- und Vor-schriftendickicht" um 20 Prozent reduzieren.
Die FDP möchte im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung ein mittel-
fristiges Entschuldungskonzept mit jährlichen Mindestschuldentilgungs-
zielen verankern. Für die Zukunftsfähigkeit der Stadt sei die
Schuldentilgung unbedingte Voraussetzung. Im Zusammenhang mit Pen-
sionszusagen an Landesbedienstete will man mehr vorsorgen und ent-
sprechende Verbindlichkeiten transparent machen. Großbauprojekte
sollen über ein Leistungsmanagementsystem nachhaltig überwacht wer-
den. Beschaffungen des Landes Berlin sollen über eine zentrale Einkaufs-
stelle gebündelt werden, die jährlich 500 Mio. Euro einsparen soll. Die City
Tax soll abgeschafft und die Grunderwerbsteuer wieder auf 3,5 Prozent
gesenkt werden. 

lossen werden sowie in Bahn-, S-Bahn- und dasahnnetz investiert werden. DIe Aufklärung desR-Desasters dürfe nicht im Sande verlaufen, allerantwortlichen sollten zur Rechenschaft gezogenrden. Der Flughafen Tegel soll offen bleiben. DieD regt an, die Privatisierung der Flughafen Berlinandenburg GmbH zu prüfen, damit weitere Ko-enexplosionen nicht zulasten der öffentlichenand gehen.
ie AfD fordert die Vera

nkerung der Schulden-

remse in der Berliner Landesv
erfassung. Finanzpo-

tisch muss Berlin seinen Haushalt weiter

onsolidieren um Schulden abzubauen und
 finanz-

olitischen Gestaltungsspie
lraum gewinnen zu kön-

nen. Der Bund soll im Rahmen eines Solidarpaktes II

die vereinigungsbedingt
en Landesschulden über

-

nehmen. Kosten, die im Rahmen der Regierungs- und

Hauptstadtaufgaben für 
Berlin entstehen sollen in

voller Höhe vom Bund getragen werden. 
Zur wirk-

samen Bekämpfung von Steuergeldvers
chwendung

befürwortet die AfD die A
ufwertung des Rechnungs

-

hofes und die Einsetzung 
eines unabhängigen Amts-

anklägers. Neben der Se
nkung der Grundsteuer B

soll die Grunderwerbsteu
er wieder auf 3,5 Prozen

t

gesenkt werden. Für den 
Kauf von selbstgenutztem

Wohneigentum soll es Freibeträge bei de
r Grunder-

werbsteuer geben.

Am 18. September ist Abgeordneten-hauswahl in Berlin. Wir haben vorabdie Wahlprogramme der wichtigstenParteien unter die Lupe genommenund die Merkmale, die sich im Geld-beutel des Wählers oder in den Kas-sen des Landes Berlin bemerkbarmachen könnten, zusammengestellt.

BdSt-Wahlprüfsteine
Abgeordnetenhauswahl 2016
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Mitgliederversammlung 2016
Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V.  am Mittwoch,dem 14. September 2016 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im Konferenzsaal der GSG-Höfe,Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-Charlottenburg, sind alle Mitglieder herzlich eingeladen.
Tagesordnung1. Eröffnung und Begrüßung1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit1.3. Grußworte2. Geschäftsbericht 2015 und aktuelle Themen 20163. Jahresabschluss 20153.1. Bericht über den Jahresabschluss 20153.2. Genehmigung des Jahresabschlusses 20153.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 20153.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 2015 4. Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung5. SonstigesVorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung müssen dem Vorstand spätestens achtWochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich mitgeteilt werden.Der Prüfbericht zum Jahresabschluss 2015 kann in der Geschäftsstelle des Bundes der Steuer-zahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin (Steglitz) von Vereinsmitgliedern eingesehenwerden. Um vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 

Marode Infrastruktur
Öffentliche Gelder bleiben liegen

Nicht nur ein Mal hat der Berliner Landes-
rechungshof unterlassene Investitionen und
die damit marode gewordene Infrastruktur
Berlins bemängelt. Vor anderthalb Jahren hat
der Berliner Senat ein Sondervermögen "In-
frastruktur der wachsenden Stadt" geschaf-
fen, mit dem mittlerweile 691 Millionen Euro
für Neubau- und Sanierungsprojekte zur Ver-
fügung stehen, doch investiert wird davon bis-
lang wenig.ie Berliner Verwaltung schafft es nicht,dringend notwendige Sanierungenvon Schulen und Straßen durchzufüh-ren. Medienberichten zufolge sind nacheinem internen Controllingbericht der Fi-nanzverwaltung bislang gerade einmalknapp 61,8 Millionen Euro des Sonderver-mögens Infrastruktur der wachsenden Stadt(Siwa) investiert worden. Von diesem Betragsind allerdings gerade einmal 18 Millionen inechte Baumaßnahmen geflossen, 43 Millio-nen Euro sind verwendet worden, um neueU-Bahn-Wagen zu bestellen. Erst zwei Pro-jekte im Umfang von 180.000 Euro seien fer-tig gestellt worden - ein Kletterfelsen inLichtenberg und eine Sportplatzbeleuchtungin Wilmersdorf.In 78 Fällen habe der Hauptausschuss imAbgeordnetenhaus die Mittel zwar freigege-ben, allerdings liegen für viele der Bau-maßnahmen noch nicht einmal Baupla-nungsunterlagen vor. Und nicht nur in denBezirken hapert die Umsetzung der Investi-tionsvorhaben, auch in den Senatsverwal-tungen sieht es nicht viel besser aus. Hiersind beispielsweise in der Stadtentwick-lungsverwaltung von knapp 119 MillionenEuro an Siwa-Mitteln erst 3,1 Millionen Euro

für Bau- und Verkehrsprojekte ausgegebenworden.Die Finanzverwaltung habe die betroffe-nen Behörden nun in einem Schreiben dazuaufgefordert, mit den betreffenden Projek-ten bis zum Ende des Jahres zu beginnen, da sonst die Mittel gestrichen bzw. die Pro-jekte aus dem Haushaltsplan genommenwerden. 

Das Sondervermögen war ursprünglichauf den Weg gebracht worden um, dringendnotwendige und längst überfällige Investi-tionen durchzuführen. Von der großen Eu-phorie, Berlins marode Straßen, Sport-anlagen, Schulen oder Kitas wieder auf Vor-dermann zu bringen, ist bislang leider abernicht viel mehr geblieben als Absichtsbekun-dungen. 
D

Broschürentipp

Wie man Kindergartengebühren von derSteuer absetzen kann wird in dieser Bro-schüre ebenso erklärt wie die Vorteile desEhegattensplittings, die Lohnsteuerklas-senwahl für Ehegatten, die steuerlichen Re-gelungen zum Kindergeld, die Riester-Renteoder aber Unterhaltszahlungen. Auch dasElterngeld und Hinweise, auf was bei Ver-trägen mit Angehörigen zu achten ist, wer-den in der Schrift behandelt. Weiterhin 

enthält der Rat-geber einenÜberblick übererbschaft- bzw.schenkungsteu-erliche Aspek-te der Übertra-gung von Ver-mögen an An-gehörige. 

Neue Auflage der Broschüre „Familie und Steuern“
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Am 14. September 2016 fand 
die Mitgliederversammlung des 
Bundes der Steuerzahler Berlin
e.V. statt. räsident Reiner Holznagelbekräftigte in seinemGrußwort, dass es keinengünstigeren Zeitpunkt für einegroße Steuerreform als jetzt gibt. Durch die Versammlung leitete die Verwaltungsratsvor-sitzende Dr. Kristin Brinker.Alexander Kraus hielt seinen Geschäftsbericht für das Jahr2015 ab, informierte über die ak-tuelle Arbeit des Vereins und

stellte die vom Wirtschaftsprüfermit einer uneingeschränkten Bescheinigung versehene Jahres-rechnung 2015 vor. Von der Mit-gliederversammlung wurdendarauf die Jahresrechnung 2015sowie die Entlastung von Vorstand und Verwaltungsratbeschlossen. Im Anschluss darandiskutierte die Mitglieder-versammlung auf Anregungender Teilnehmer über Steuer-vergünstigungen für die Luft-verkehrswirtschaft sowie dasFür und Wider der Forderungnach Einführung eines Amtsan-klägers. 

P

Mitgliederversammlung 2016
Vorstand und Verwaltungsrat entlastet

Einstweiliger Ruhestand
Großzügige Übergangsgelder für Staatssekretäre

unächst erhält ein Staats-ekretär, der in den einst-weiligen Ruhestand ver-setzt wird, für diesen und die fol-genden drei Monate seine vollenBezüge. In Berlin sind dies rund8.900 Euro monatlich. Anschlie-ßend erhält er für den gleichenZeitraum, für den er das Amt in-nehatte, ein erhöhtes Ruhege-halt, mindestens für die Dauervon sechs Monaten, höchstensfür drei Jahre. Dieses beläuft sichauf 71,75 Prozent seiner letztenDienstbezüge, mithin knapp6.400 Euro im Monat, im Fall vonAugenstein also für nochmals 22Monate lang. Nach Ablauf dieserZeit erhält der Staatssekretär a. D.

ein Ruhegehalt, das sich auf derBasis der individuell erreichtenruhegehaltfähigen Dienstzeit er-rechnet. Bei Berlins Ex-Senats-sprecherin geht der Bund derSteuerzahler davon aus, dass siedie versorgungsrechtliche War-tezeit noch nicht erfüllt hatte.Hierzu hätte sie fünf Jahre Beam-tin sein müssen. Augenstein warerst seit Dezember 2014 mit demWechsel von Michael Müller insAmt des Regierenden Bürger-meisters Senatssprecherin unddamit Staatsekretärin geworden.Ob sie in der Zeit davor seit 2012als Sprecherin von Michael Mül-ler als Stadtentwicklungssenatorauch schon Beamtin war, ist dem

Bund der Steuerzahler nicht be-kannt. Für fünf Jahre reicht auchdas jedenfalls nicht. Sie ist daheraus dem Beamtenverhältnis aufLebenszeit zu entlassen und inder gesetzlichen Rentenversiche-rung nachzuversichern. Diesegroßzügige gesetzliche Regelungkritisiert der Bund der Steuer-zahler Berlin in der BerlinerMorgenpost. Zwar müsse es beieiner Kündigung von heute aufmorgen eine Abfindung geben,doch falle die Staatssekretärin„weich“, sagte der VorsitzendeAlexander Kraus. Eine „aus-kömmliche Versorgung“ überzwei Jahre sei ein sehr langerZeitraum.

Nach Wahlen werden von neuen Senatoren regelmäßig auch die alten
Staatsekretäre ausgetauscht. Anders als bei ihren Chefs richtet sich
deren Versorgung allerdings nach dem Beamtenrecht. Obwohl sich beim
Regierenden Bürgermeister voraussichtlich nichts geändert hat, hat
es die erste Staatsekretärin gleich zwei Tage nach der Wahl erwischt.
Regierungssprecherin Daniela Augenstein wurde in den einstweiligen
Ruhestand versetzt. Bis zum Lebensende ausgesorgt hat die 37-jäh-
rige Staatssekretärin a.D. damit zwar noch nicht. Weich fällt sie aber
trotzdem. 

Z
Über die Reduzierungder Einkommensteuer-schuld können Sie denFiskus an Aufwendun-gen für Arbeiten inHaus und Garten be-teiligen. Wie, darüber infor-miert die aktualisierte Aus-gabe der Broschüre „Arbeiten in Hausund Garten“. Mitglieder können dieBroschüre kostenlos in der Geschäfts-stelle bestellen.

Broschürentipp
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Das neue Schwarzbuch 2016/17
Die Berliner Fälle

Die diesjährigen Schwarzbuchfälle aus Berlin dokumentieren den Zuständigkeitswirr-
warr im Berliner Behördendschungel und die Unfähigkeit, auf den Sanierungsrückstau an
der Berliner Infrastruktur mit einer richtigen Prioritätensetzung zu antworten. So gibt
die eine Hand des Staates öffentliche Fördergelder für ein interessantes Projekt aus,
während die andere Hand das Projekt kurzerhand blockiert. Im Rahmen der Fußver-
kehrsstrategie des Senats werden nicht die maroden Gehwege saniert, sondern statt-
dessen eine vielgehasste Begegnungszone auf einer Straße errichtet. Statt jeden Cent
in die Sanierung der verrotteten Brückeninfrastruktur zu stecken, wird noch eine kleine,
aber weitestgehend überflüssige Fußgängerbrücke gebaut, um Aufenthaltsmöglichkei-
ten mit Wasserbezug zu schaffen. 

Mit dem Smartphone-Guide auf dem Holzweg

In Berlin-Mitte hat ein privater
Interessenverein das mobile Leit-
und Informationssystem „Guide
Friedrichstraße“ entwickelt. An
Laternenmasten sollten Infotafeln
mit QR-Codes zum Aufrufen von
Videos mit dem Smartphone zur
Geschichte der beliebten Ein-
kaufsstraße angebracht werden.
Das Bezirksamt Mitte förderte
das Projekt mit über 81.000 Euro
aus Steuermitteln. Der Stadtent-
wicklungssenator untersagte
dann aber das Anbringen der Info-
tafeln.ieben Stationen der be-kannten Friedrichstraßemit dem Smartphone zuentdecken, war die Idee des mo-bilen Leit- und Informationssy-stems „Guide Friedrichstraße“,das ein Interessenverein ausWirtschaft, Kulturschaffendenund Gastronomen in Berlin-Mitte2 Jahre lang entwickelt hatte.Dafür sollten in der Straße ins-gesamt 14 Infotafeln mit QR-Codes an Laternenmastenangebracht werden. Gänzlichohne Werbung sollten Passantendamit auf eine Zeitreise durchdie wechselvolle Geschichte die-ser besonderen Straße eingela-den werden. Die bereits fertigprogrammierte Internetseitestellt dazu 7 Kurzfilme zu histo-rischen und aktuellen Themenzum Abruf mit dem Smartphonebereit. 

Das Bezirksamt Mitte fördertedas Projekt mit einer Zuwen-dung in Höhe von 81.145 Euro,wovon allein 65.422,37 Euro ausEU-Fördermitteln stammen.Weitere 50.000 Euro brachtendie Mitglieder des Vereins ausprivaten Mitteln selbst auf. Kurz vor Abschluss des Pro-jektes untersagte dann aller-dings im Sommer 2015 derStadtentwicklungssenator kur-zerhand die Anbringung der Infotafeln. Sein Haus bearbei-te derzeit selbst die Ergänzungeines touristischen Wegeleit-systems durch Informations-stelen. Das Leitsystem greifezudem gravierend in den Betriebder öffentlichen Beleuchtungs-anlagen ein, behindere War-tungsarbeiten und stelle eineerhöhte Unfallgefahr dar. Warumsein Haus nicht früher involviertworden sei, sei schwer nachvoll-ziehbar. Dass die Zuständigkeitfür die öffentliche Beleuchtung inseinem Hause liege, sei allen Be-teiligten hinlänglich bekannt,hieß es.Schwer nachvollziehbar ist fürden Bund der Steuerzahler hin-gegen, dass das Land Berlin inGestalt des Bezirksamtes einProjekt mit Steuergeldern för-dert, dessen Umsetzung durchdas Land Berlin in Gestalt der Se-natsverwaltung weder genehmi-gungsfähig noch politisch ge-wollt ist. Offenbar haben die Be-

teiligten im VerwaltungsmolochBerlin langsam selbst den Über-blick über ihre Zuständigkeitenverloren. Da hilft es auch nicht,dass der Bezirk die Projektzieletrotzdem als erreicht ansieht,wenn auch „nicht in der von demZuwendungsempfänger bevor-zugten Form.“Ohne Infotafeln wird wohlkaum ein Passant auf die Ideekommen, den „Guide Friedrich-straße“ mit seinem Smartphoneaufzurufen. Der Bund des Steu-erzahler meint: Damit ist das Projekt in dieser Form je-denfalls völlig sinnlos und daseingesetzte Steuergeld ver-schwendet. 

S

BdSt-Vorsitzender Alexander Kraus (am Mi  
auf einer Podiumsdiskussion zur Begegnung  

den Sanierungsbedarf an Berliner Gehw   

Scannen um Guide Fried-richstraße aufzurufen
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Sinnlose Fußgängerbrücke für fast eine halbe Million Euro

Das Zufußgehen gehört immer dazu

Ende März 2016 wurde in Berlin-Köpenick der
Kietzgrabensteg in Betrieb genommen, aller-
dings zunächst weitestgehend unbeachtet von
der Öffentlichkeit. Die kleine Fußgänger-
brücke verbindet den Hinterhof der Stadtbi-
bliothek mit einer Brache, für die sich seit
Jahrzehnten kein Investor gefunden hat. Of-
fenbar wollte die Verwaltung aber selbst kein
großes Aufsehen mit dem rund 465.000 Euro
teuren Bauwerk erregen. ach neunmonatiger Bauzeit nahmEnde März 2016 das BezirksamtTreptow-Köpenick den Kietzgraben-steg in Betrieb. Die kleine Fußgängerbrückeverbindet den idyllischen Hinterhof der in Köpenicks Altstadt gelegenen Stadt-bibliothek mit dem Amtswäldchen – einerBrache, für die sich seit Jahrzehnten kein In-vestor gefunden hat. Ziel war es, die Erleb-barkeit der Stadt am Wasser zu verbessernund eine attraktive Wegeverbindung sowieAufenthaltsmöglichkeiten mit Wasserbezugzu schaffen. Das Bezirksamt informierte die Öffentlich-

keit darüber allerdings erst eine Woche spä-ter, mit einer Pressemitteilung auf ihrer In-ternetseite. So blieb das Ereignis von derÖffentlichkeit zunächst weitestgehend unbe-achtet. Weshalb die Verwaltung ihr kleinesBauvorhaben offenbar selbst nicht an diegroße Glocke hängen wollte, hatte der Bundder Steuerzahler bereits im Dezember 2015bei einer Akteneinsicht im Bezirksamt Trep-tow-Köpenick herausgefunden. In einerhandschriftlichen Aktennotiz hieß es unterdem Punkt „Presseinfo“: „Verschwendungvon Steuergeldern – Festlegung Senatsver-waltung für Stadtentwicklung: so wenig Auf-sehen wie möglich!“Dass der Verwaltung bei der Planung offenbar selbst Bedenken gekommen waren,wird wohl niemand verwundern. Der Kietz-grabensteg befindet sich nämlich nur rund75 Meter neben der Landjägerbrücke und erspart Passanten einen Umweg um dieStadtbibliothek von allenfalls 3 Minuten Fußweg. Gekostet hat diese Fußgängerbrücke denSteuerzahler 464.706,64 Euro aus Mitteln

der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung.Geplant waren ursprünglich 412.000 Euro. Der Bund der Steuerzahler meint, dassdiese Mittel dringender in die Instandset-zung des maroden Brückenbestands hättenfließen müssen. Rund drei Viertel der über800 Brücken Berlins gelten als teilweisestark sanierungsbedürftig. Der Finanzbedarfhierfür wird auf überschlägig mehr als 1 Mrd.Euro geschätzt. 

N

Eines der Modellprojekte im Rah-
men der Fußverkehrsstrategie
des Berliner Senats ist die Begeg-
nungszone in der Schöneberger
Maaßenstraße. Mit ihrer Fertig-
stellung im Oktober 2015 sollte
die Aufenthaltsqualität von Fuß-
gängern verbessert werden. Bei
Anwohnern und Gewerbetreiben-
den ist die anfängliche Skepsis
mittlerweile allerdings heftiger
Kritik gewichen. Die vorläufigen
Kosten dieses Straßenumbaus be-
laufen sich bereits auf über
835.000 Euro. ie berlinweit erste von dreigeplanten Begegnungszo-nen wurde im Oktober2015 in der Schöneberger Maa-ßenstraße fertiggestellt. Das Mo-dellprojekt gehört zu der bereits2011 vom Berliner Senat be-schlossenen Fußverkehrsstrate-gie. Das Zufußgehen solleinfacher und sicherer und dieAufenthaltsqualität verbessertwerden. Alle Verkehrsarten sol-len verträglich miteinander aus-

kommen; ein besseres Miteinan-der und gegenseitige Rücksicht-nahme soll aber nicht von obenangeordnet werden. Auch wennAuto, Bus oder Fahrrad benutztwerden, gehört laut Senat aus-drücklich auch das Zufußgehenimmer dazu. Die ehemals breite Maaßen-straße wurde dafür mit rund 50knallbunt bemalten Betonwür-feln verengt, der ruhende Ver-kehr verbannt und derRadverkehr auf die Fahrbahnverlagert. Auf den neu entstan-denen Aufenthaltsflächen ladenjetzt stählerne Sitzbänke zumVerweilen ein.Bei den Anrainern kommt dieBegegnungszone allerdingsüberhaupt nicht gut an. Händlerund Gastronomen klagen überUmsatzeinbußen wegen fehlen-der Parkmöglichkeiten und ver-kleinerter Ausschankflächen,Anwohner befürchten Lärm undMüll durch nächtliche Saufgelageund Radfahrer nennen die Be-gegnungszone bereits Todes-

zone, weil sie sich die schmaleFahrbahn mit Autos und Lastwa-gen teilen müssen. Trotz der vonder Senatsverwaltung für Stadt-entwicklung im Rahmen einerAktenauskunft genannten Ge-samtkosten von vorläufig835.384 Euro nutzen tatsächlichnur wenige Passanten die aufge-stellten Bänke für Begegnungen. Der Bund der Steuerzahlermeint, dass es im Rahmen einerFußverkehrsstrategie sehr vieldringender ist, zunächst einmal

die maroden Gehwege derHauptstadt in Schuss zu bringen.Der Bezirk Tempelhof-Schöne-berg gibt selbst den Anteil seinersanierungsbedürftigen Ab-schnitte mit immerhin 50 Pro-zent an.Mit den über 835.000Euro für die BegegnungszoneMaaßenstraße hätte man imRahmen einer Fußverkehrsstra-tegie alternativ auch mindestens10.000  Quadratmeter an Geh-wegflächen instand setzen kön-nen.
D

    ikro) weist
    gszone auf

    wegen hin. 
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Sondereffekte wirken sich günstig auf Finanzen aus
Finanzsenator Kollatz-Ahnen legt Finanzplanung vor

it der vorgelegten Finanzplanungzieht Finanzsenator Kollatz-Ahnen(SPD) in gewisser Weise auch ein fi-nanzpolitisches Resümee aus der nun en-denden Legislaturperiode. Berlin schreibtschwarze Zahlen, kann Altschulden zurück-zahlen und tätigt längst überfällige Investi-tionen in die marode Infrastruktur. Dochdass sich alles so gut anhört, ist nicht nur aufein gutes finanzpolitisches Händchen vonRot/Schwarz zurückzuführen. Vielmehr gibtes Sondereffekte, die sich unter dem Strichgünstig auswirken.
Satusbericht und Haushaltsprognose 2016Denn die Ausgaben des Landes sind in denletzten Monaten ordentlich angestiegen.Dabei treiben vor allem die Kosten der Ver-sorgung und Unterbringung von Flüchtlingendie Ausgaben um zusätzliche 330 MillionenEuro nach oben. Die Investitionsausgabenliegen um 241 Millionen Euro über dem Plan.Die sächlichen Verwaltungsausgaben fallenebenso etwas geringer aus. Dafür liegen diePersonalausgaben und vor allem aber dieZinsausgaben mit 236 Millionen Euro deut-lich unter dem Plan. Das momentan günstigeZinsniveau verhilft dem Land Berlin auf derAusgabenseite zu einer Mehrbelastung von„nur“ 266 Millionen Euro. Dem gegenüberstehen die zusätzlichen Einnahmen in Höhevon 128 Millionen Euro aus Steuern, Länder-finanzausgleich und Zuweisungen des Bun-des, eine einmalige Rückzahlung derVersorgungsanstalt des Bundes (VBL) inHöhe von 330 Millionen sowie geringere wei-tere Einnahmen aus Vermögensaktivierun-gen, die dazu führen, dass die Einnahmen zu381 Millionen Euro über dem Plan liegen.Ohne die zwei Sonderposten, die VBL-Rück-zahlung und die Einsparungen durch das hi-storisch niedrige Zinsniveau, hätte derdiesjährige Haushalt allerdings nicht so gutabgeschnitten und wäre möglicherweise indie roten Zahlen gerutscht.

Unter der Berücksichtigung besonderer Fi-nanzierungsvorgänge plant der Finanzse-nator das Haushaltsjahr 2016 mit einemkalkulatorischen Finanzierungsüberschussin Höhe von 390 Millionen Euro abzuschlie-ßen. Wie auch in den Vorjahren wird eineHälfte (195 Millionen Euro) davon in dasSondervermögen Infrastruktur der Wach-senden Stadt (SIWA) eingestellt. Die andereHälfte wird, ergänzt um eine Entnahme ausdem Rücklagenbestand zur Schuldentilgungeingesetzt (329 Millionen Euro).
Finanzplanung 2016 bis 2020In den nächsten Jahren soll der „finanzpoliti-sche Grundton (...) der Zweiklang von Inve-stieren und Konsolidieren“ bleiben, so dieFinanzverwaltung. Das Investitionsvolumensoll ausgebaut und zudem soll eine Vorsorgefür Zeiten mit geringeren Einnahmen ge-schaffen werden.Wie in den letzten Jahren soll das Landauch in den kommenden Jahren mit Über-schüssen abschließen. Mit diesen Über-schüssen sollen zum einen die Schulden der

Hauptstadt gesenkt werden. Auf der anderenSeite will man weiterhin die Hälfte der Über-schüsse in das Sondervermögen SIWA stek-ken und versuchen den Investitionsrückstauaufzuholen.Das Investitionsvolumen soll in den kommenden Jahren von heute knapp 1,7 Mil-liarden Euro auf über 2 Milliarden Euro an-gehoben werden um den Sanierungsrückstauabzubauen und um zu verhindern, dass wei-terer Bedarf hoher Ersatzinvestitionen ent-steht, so die Verwaltung.
Vorsorge für schlechte ZeitenIn den kommenden Jahren will der SenatVorsorge treffen für den Fall, dass die Ein-nahmen einmal nicht reichen, die Ausga-ben zu decken. Bis zum Jahr 2020 wird derSolidarpakt auslaufen und eine Nachfolgere-gelung in Kraft treten. Gleichzeitig greift ab dann die Schuldenbremse. Damit dieseauch eingehalten wird, soll eine Ausgleichs-rücklage geschaffen werden, in die ab demJahr 2018 eingezahlt werden soll. Bis zum Jahr 2020 soll die Rücklage dann ein Vo-lumen von 500 Millionen Euro haben. Finanzsenator Kollatz-Ahnen will mit der Rücklage sicherstellen, dass Ausgabennicht „unerwünscht zurückgefahren werdenmüssen“ und Berlin auch in Zukunft seineVerpflichtungen als Konsolidierungsland erfüllen kann. 

Kurz vor der Wahl zum Abgeordnetenhaus hat Berlins amtierender Finanzsenator die Finanz-
planung für die nächsten Jahre vorgestellt. Er präsentiert einen Haushalt, der es zulässt, in den
nächsten Jahren schwarze Zahlen zu schreiben. Mit den zu erwartenden Finanzierungsüber-
schüssen sollen Schulden getilgt und die Infrastruktur wieder auf Vordermann gebracht werden.
Die Konsolidierungserfolge verdankt der Finanzsenator zu einem großen Anteil aber Einmal-
effekten und den Niedrigzinsen.
M
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Nach dem Schwarzbuch ist vor
dem Schwarzbuch! In der letzten
Ausgabe hatten wir Ihnen von der
Vorstellung unseres Schwarzbu-
ches berichtet. n dieser Ausgabe unsererLandesbeilage können wirIhnen nun von der massivenMedienberichterstattung überdie von uns im diesjährigenSchwarzbuch kritisierten Ver-schwendungsfälle berichten.Dass die Presse so differenziertund ausführlich über unsereFälle berichten kann, hängtauch damit zusammen, dass Sieuns als Mitglied mit Ihrem Mit-gliedsbeitrag die Wahrneh-mung dieser wichtigen Arbeitermöglichen. Nur durch IhreUnterstützung können wir dennotwendigen medialen Druckerzeugen, um Steuergeldver-schwender zu einem sorgfälti-geren Umgang mit unserenSteuergeldern zu zwingen.Darum möchte ich Ihnen an die-ser Stelle für Ihre Unterstüt-zung danken! Dank gilt auchunseren vielen Tippgebern ausder Bevölkerung, aber auch ausden Reihen von Verwaltung undPolitik. Nach dem Schwarzbuchist vor dem Schwarzbuch. FälltIhnen Steuergeldverschwen-dung auf, freuen wir uns überdie Meldung Ihres Hinweisesüber schwarzbuch.de, über die Steuerzahler-App auf IhremSmartphone, per E-Mail, perFax, per Telefon oder klassischper Post. 
Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

I

Das Schwarzbuch-Video:
http://bit.ly/Schwarzbuch2016

Impressum
Herausgeber:
Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin
Telefon: 030-7901070

Redaktion: 
Dipl.-Volksw. Alexander Kraus (ver-
antw.), Dipl.-Volksw. Steffen Bernitz

Verlag:  BdSt Steuerzahler Service
GmbH, Wiesbaden

Druck: apm AG, Kleyerstraße 3, 
64295 Darmstadt

Abdruck: nur mit Quellenangabe

Redaktionsschluss: 26.10.2016



2
Landesbeilage Berlin I November 2016

Transparent Berlin

Schön wie wir, so wollen wir unser Neukölln
Imagewerbung für Wahlkandidatin auf Steuerzahlerkosten

enn wir gemeinsam den Besen, dieHarke oder den Pinsel vor unsererHaustür schwingen und Straßen,Plätze und Grünanlagen zu unserem zweitenWohnzimmer machen, dann werden wirschaffen, was uns allen am Herzen liegt: einlebenswertes, attraktives Neukölln!“, ist aufder Kampagnenseite schone-wie-wir.de zulesen. Prominent lächelt einem Franziska Gif-fey entgegen, bewaffnet mit einem gelbenBesen mit pinkfarbenen Borsten. Die alte undneue Bezirksbürgermeisterin von Neuköllnist das Gesicht der Kampagne „Schön wiewir“ und setzt sich gegen die Vermüllungihres Bezirks ein. Sehen kann man ihr Kon-terfei auch auf einer dazugehörigen Face-book-Seite und in einem Youtube-Kanal, miteinem Video-Interview der Verwaltungs-chefin. Selbst auf Instragram ist die Kampa-gne präsent.  Das ist aber eine tolle Werbekampagne fürdie Bezirksbürgermeisterkandidatin, dachtesich der Bund der Steuerzahler. So kurz vorder Wahl macht das natürlich richtig was her.Als Urheber stellte sich allerdings das Be-zirksamt Neukölln und nicht etwa die Parteiheraus. Der Bund der Steuerzahler fragtedaher beim Bezirksamt nach den Kosten fürdie einzelnen Elemente der Kampagne, nachHonoraren und welche Anteile Bezirk undlandeseigene Gesellschaften tragen. Die vomBdSt beantragte Aktenauskunft kam umfas-send und von der Bezirksbürgermeisterinpersönlich unterzeichnet, allerdings erstnach acht Wochen und damit lange nach demWahltermin. Erstaunt haben den Bund der Steuerzah-ler die Kosten der Kampagne. Von Februarbis Dezember 2016 fallen mindestens 93.162Euro an. Allein 73.866 Euro entfallen davonauf die Honorare der beauftragten Agentur.Der Rest ging für diverse Buttons, Flyer, Auf-kleber, den Fotografen, Turnbeutel, Catering

und die besagten gelb-pinken Besen drauf. Zur Übernahme der Kosten teilte die Be-zirksbürgermeisterin mit, dass 50.000 Eurofür Kooperationen für diese Aufgabenstel-lung im Bezirkshaushalt 2016 und 2017 ein-gestellt worden seien. Außerdem würdenweitere 10.000 Euro vom Umweltamt auszweckgebundenen Einnahmen für das DualeSystem einfließen. Die restliche Summesowie die Beschaffung von Produkten sei Teilder finanziellen Beteiligung von Unterneh-men. Derzeit lägen drei Sponsorenverträgevor. Verhandlungen mit weiteren Sponsorenliefen derzeit.  Mit zusammen 15.000 Eurofür die Jahre 2016 und 2017 ist auch das lan-deseigene Wohnungsunternehmen STADTUND LAND dabei, bei dem übrigens zufälli-gerweise Giffeys Amtsvorgänger und Partei-kollege Buschkowski im Aufsichtsrat sitzt.Ein Müllentsorger zahlt in den beiden Jahrenjeweils 10.500 Euro. Den Bund der Steuer-zahler besorgt dabei, dass die Kampagnen-kosten durch die aufgelisteten Sponsoren-gelder noch überhaupt nicht gedeckt zu seinscheinen und befürchtet, dass der Bezirk hiernoch weitere Steuermittel nachschießenmuss, falls nicht genug Geld von der Verwal-tung eingesammelt werden kann.  In einemweiteren Schreiben, das dem Bund der Steu-

Die alte und neue Bezirksbürgermeisterin von Neukölln heißt Franziska Giffey. Nach kurzer
Amtszeit ist die Sozialdemokratin auch über die Bezirksgrenzen hinweg fast schon so bekannt
wie ihr Vorgänger Heinz Buschkowski. Mit dazu beigetragen haben dürften allerdings auch Kam-
pagnen des Bezirksamtes. Sympathiewerbung zugunsten der Kandidatin aus Bezirks- und damit
Steuermitteln hält der Bund der Steuerzahler allerdings für unzulässig, zumal wenn sie kurz vor
Wahlen durchgeführt wird.

„W

Der Internetauftritt der Kampagne „Schön wie wir!“
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erzahler vorliegt, schreibt Giffey von einernur zweiprozentigen Deckungslücke. Fürderen Ausgleich lägen mündliche Zusagenvon Wirtschaftsunternehmen vor. Nach denvorgelegten Zahlen erscheint diese geringeLücke allerdings nicht nachvollziehbar. Nichtin der Kostenaufstellung erfasst sind zudeminsgesamt 450 Plakate, die als Sachleistungvon einem  Stadtwerbeanbieters plakatiertwerden sollen. Sehr viel schwerwiegender ist nach An-sicht des Bundes der Steuerzahler allerdings,dass man die Kampagne statt für berechtigteÖffentlichkeitsarbeit des Bezirks nur allzuleicht für eine reine Sympathiewerbung zu-gunsten der Bewerberin um das Amt der Be-zirksbürgermeisterin  halten könnte. Zwarnicht auf allen, aber doch auf zahlreichen Mo-tiven posiert die SPD-Politikerin mit IhremBesen, mal mit Kindern, mal mit Leuten inBerufskleidung, mal mit Senioren, mal mit

Leuten mit Migrationshintergrund oder mitParteikollegen. Die Kampagne vermittelt dasBild einer tatkräftigen, zupackenden, volks-nahmen Politikerin, die  sich dabei nicht ein-mal zu fein ist, auch mal selbst den Besen zuschwingen. Eine derartige Reklame für dieBezirksbürgermeisterkandidatin - zumal imVorfeld der Wahlen - hält der Bund der Steu-erzahler keinesfalls für eine Aufgabe des Be-zirksamtes und damit für eine rechtswidrigeZweckentfremdung von Steuergeldern. Bezirksbürgermeisterin Giffey weist dieKritik des Bundes der Steuerzahler indes alsvöllig an den Haaren herbeigezogen zurück.Sie entbehre jeglicher Grundlage, schreibtsie. Die Kampagne sei für den Zeitraum 2016bis 2018 angelegt. Es sei klar, dass dringen-der Handlungsbedarf bestehe, Menschen inihrem Verhalten zu beeinflussen. Ein übli-ches Mittel sei die direkte Ansprache durchKommunikation, Werbung und Überzeu-

gung. Darum habe man sich für den Start derKampagne entschieden, die weit über denWahltermin hinaus geplant war. Dass sich dieSPD an den Aktionen des Bezirksamtes betei-ligt, findet Giffey legitim. Im Übrigen habeauch die CDU-Rudow  eine Schön-wie-wir-Aktion gestartet und sich damit präsentiert. Aufder Webseite findet sich tatsächlich ein Motivmit dem Team der CDU-Rudow.Motive mit SPD-Politikern aus dem Bezirkfinden sich allerdings ziemlich zahlreich: DieAbgeordnetenhausmitglieder bzw. -kandida-ten  Joschka Langenbrinck, Derya Cagla, ErolÖzkaraca, der Bundestagsabgeordnete FritzFelgentreu mit Mitarbeitern seines  Bürger-büros, SPD-Stadtrat Rämer, der fachlichüberhaupt nicht zuständig ist, und immerwieder die mit ihrem Besen bewaffnete Be-zirksbürgermeisterkandidatin Giffey. Undweil die Motive so schön sind, finden sichdiese auch auf den SPD-Webseiten von Fran-

ziska Giffey,Fritz Felgentreu sowie der SPD-Neukölln. Der Bund der Steuerzahler ist der Mei-nung, dass diese Kampagne, Franziska Giffeymit Sicherheit nicht wenige zusätzliche Stim-men eingebracht hat. Gegenüber anderen Be-werbern, die nicht die Hand auf bzw. in derBezirkskasse hatten, war die Kampagne einungerechter Wettbewerbsvorteil, den zudemdie Steuerzahler zum größten Teil finanzierthaben. Selbst wenn das Parteilogo nicht dar-auf stand, schafft eine solche PR-KampagneThemen, Bilder und Anlässe, die sich letztlichauch in Presseberichten niedergeschlagenhaben. Der Bund der hat den Rechnungshofinformiert.

BVerfG, Urteil v. 02.03.1977, Az. 2 BvE 1/76

Den Staatsorganen ist es von Verfassungswegen versagt, sich in amtlicher Funktion imHinblick auf Wahlen mit (…) Wahlbewerbernzu identifizieren und sie unter Einsatz staat-licher Mittel zu unterstützen (…), insbeson-dere durch Werbung die Entscheidung desWählers zu beeinflussen. (…) Das Recht derpolitischen Parteien auf Chancengleichheitwird verletzt, wenn Staatsorgane als solcheparteiergreifend zugunsten (…) von Wahlbe-werbern in den Wahlkampf einwirken. (…)Ein parteiergreifendes Einwirken (…) istauch nicht zulässig in der Form von Öffent-lichkeitsarbeit. Die Öffentlichkeitsarbeit (…)findet dort ihre Grenze, wo die Wahlwerbung

beginnt. (…) Tritt der informative Gehalteiner Druckschrift oder Anzeige eindeutighinter die reklamehafte Aufmachung zurück,so kann das ein Anzeichen dafür sein, dassdie Grenze zur unzulässigen Wahlwerbungüberschritten ist. (…) Als Anzeichen für eineGrenzüberschreitung zur unzulässigen Wahl-werbung kommt weiterhin ein Anwachsender Öffentlichkeitsarbeit in Wahlkampfnähein Betracht, das sowohl in der größeren Zahl von Einzelmaßnahmen ohne akuten An-lass, wie in deren Ausmaß und dem gestei-gerten Einsatz öffentlicher Mittel fürderartige Maßnahmen zum Ausdruck kom-men kann. (…)

Das Bild der Kampagne „Schön wie wir!“ auf
den Internetseiten der SPD Neukölln und der

Bezirksbürgermeisterin.
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Geld borgen ohne Schulden zu machen?
Berlin drohen neue Schulden

ieser Plan der Berliner Fi-nanzveraltung geht wo-möglich nicht auf. DasEuropäische Statistikamt Euro-stat hat erklärt, Milliardeninve-stitionen in die Infrastruktur, dieüber Tochtergesellschaften finanziert werden, auch alsStaatsverschuldung zu werten.Damit besteht für das Land Berlin die Gefahr, die ab demJahr 2020 geltende Schulden-bremse nicht mehr einhalten zukönnen.Erst im Januar hatte die BVGauf Betreiben von Berlins Finanzsenator Kollatz-Ahnen(SPD) eine Tochtergesellschaftgegründet, deren Zweck es seinsollte, das Kapital für die dringend notwendige Erneue-rung ihres Fuhrparks zu besor-gen. Nun muss der Senatmöglicherweise eine andere

Konstruktion wählen. Denkbarist, die Milliardenschulden der BVG direkt aufzuladen. Dies wäre ebenso möglich unddie BVG gilt in der Abgrenzungvon Eurostat nicht als reine Finanzierungstochter. Dagegenspreche laut Finanzverwaltung,dass die BVG schwarze Zahlenschreiben soll und Schulden nur für die Anschaffung neuerBahnen machen soll - in den Bi-lanzen würde jedoch die ge-wünschte Transparenz verlorengehen und nicht sichtbar sein,welche Kredite für U-Bahnensind und welche für andereZwecke.Auch für die Sanierung vonSchulen hatte der Senat eine Finanzierung über eine Tochter-gesellschaft angedacht. Aller-dings gibt es hier bislang keinealternative Gestaltungsmöglich-

keit, was bedeutet, dass die ge-planten 2,7 Milliarden Euro Sanierungskosten über denHaushalt abgewickelt werdenmüssten. Einen Teil der Investi-tionen könnten städtische Woh-nungsbaugesellschaften über-nehmen und Schulen bauen,

wenn sie ohnehin neue Stadt-viertel errichten. Weiterhinmüsse man sehen, wie viele Er-gänzungsbauten, Neubauten undSanierungen dann noch aus demlaufenden Budget finanziert wer-den können, so die Finanzver-waltung. 

Geld borgen ohne gleichzeitig neue Schulden aufnehmen zu müssen,
das plant der Berliner Senat im Rahmen der Anschaffung neuer U-Bah-
nen für die BVG oder auch für die Sanierung maroder Schulen. Funk-
tionieren soll das über neu gegründete Tocherfirmen, die die
notwendigen Kredite besorgen sollen. Im Haushalt des Landes Berlin
würden diese Kredite dann nicht auftauchen - so war der Plan.

D

Der Bund und die Länder haben sich auf die
Neuregelung ihrer Finanzbeziehungen ab dem
Jahr 2020 geeinigt. Der Bund zahlt mehr, er-
hält im Gegenzug aber mehr Kompetenzen.
Zudem werden Stadtstaaten nach der Neure-
gelung bevorzugt. In Berlin ist man mit dem
Ergebnis zufrieden.ach ersten Berichten könne Berlin ab2020 mit Mehreinnahmen in Höhevon ca. 495 Millionen Euro rechnen,so Berlins Regierender Bürgermeister Mül-ler (SPD). Besonders erfreulich sei, so Müller,dass die Besonderheiten der Stadtstaatenund dass das Auslgleichsystem zwischen denLändern künftig einfacher und transparenterwerde. Die nun beschlossene Einigung basiert aufder Grundlage des Modells der Ministerprä-

sidentenkonferenz vom Ende 2015 und siehtvor, dass auf Basis der gegenwärtigen Pro-gnosen für das Jahr 2019 2,84 Prozent dergesamten Steuereinnahmen des Bundes fürden Länderfinanzausgleich aufgebracht wer-den. Insgesamt stehen somit insgesamt 9,5Milliarden Euro im Länderfinanzausgleichfür die Verteilung unter den Ländern bereit.Ein Teil der Summe wird in einem Dynami-sierungsverfahren jährlich angepasst, was zujährlich steigenden Ausgleichszahlungen fürdie Länder führt.Für Berlin bedeutet das, dass die ab 2020wegfallenden Solidarpaktmittel teilweisekompensiert werden können. Berlin könnesomit seinen Konsolidierungsprozess fort-setzen und habe gleichzeitig Spielraum fürInvestitionen, so Müller. Auch Finanzsenator Kollatz-Ahnen (SPD)

zeigt sich erleichtert über die Einigung: „Dasist ein guter Tag für Deutschland. Die Eini-gung schafft Planungssicherheit für 2020und die Jahre danach, (...) Auch für Berlin istdas ein erfreuliches Ergebnis“.Im Rahmen des Beschlusses des neuen Fi-nanzausgleichssystems hat der Bund denLändern mehr Mitspracherechte bspw. imZusammenhang mit Investitionen in dasFernstraßennetz abgerungen. Bislang zahlteder Bund das Geld für Planung, Bau und Er-haltung an die Länder. Zukünftig soll eineBundesgesellschaft die Investitionen bün-deln. Weiterhin soll der Bund mehr Steue-rungsrechte bei Finanzhilfen, Kontrollrechteim Rahmen der Mitfinanzierung von Länder-aufgaben oder erweiterte Weisungsrechtebeim IT-Einsatz in der Steuerverwaltung derLänder erhalten.

Berlin und der neue Finanzausgleich
Neuregelung bringt zusätzliche Einnahmen

N

Schon ein paar Tage im Dienst.
Neue U-Bahnen sollten am Haus-

halt vorbei über Tochtergesell-
schaften finanziert werden. Die
dafür aufgenommenen Kredite

will Eurostat dennoch zu den
Schulden dazu zählen.

Marvin Siefke/pixelio.de
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er Verwaltungsrat desBundes der SteuerzahlerBerlin e.V. hat in seinerSitzung am 14. November 2016den Hermsdorfer Rechtsanwaltund Notar Christian Petrenz zumVerwaltungsratsvorsitzendenund die Steuerberaterin AnnettPapenbrock zu seiner Stellver-treterin gewählt. Nach der Sat-zung bestimmt der durch dieMitgliederversammlung gewähl-te Verwaltungsrat diese beidenPositionen aus seiner Mitte her-aus. Petrenz gehört dem Verwal-tungsrat bereits seit 2005 an, zu-letzt als stellvertretender Vorsit-zender. Papenbrock wurde erst-

malig 2009 in das Gremium ge-wählt. Notwendig geworden wardie Wahl, nachdem Dr. KristinBrinker den Vorsitz des ehrenamt-lichen Aufsichtsgremiums nachfast fünf Jahren aus persönlichenGründen abgegeben hatte. Diepromovierte Architektin gehörtdem Verwaltungsrat seit 2009 anund bleibt dort auch weiterhinMitglied. Der Verwaltungsratwird nach der Satzung von derMitgliederversammlung jeweilsfür eine Amtszeit von fünf Jahrengewählt. Er beruft, überwachtund berät den Vorstand und gibtBeschlussempfehlungen an dieMitgliederversammlung.

Staffelstabübergabe im Verwaltungsrat
Vorsitz übergeben

Gute Laune im Verwaltungsrat:
Christian Petrenz dankt 

Dr. Kristin Brinker.

D
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Das Jahr 2016 neigt sich allmäh-
lich dem Ende. Wenn ich so kurz
vor dem Jahreswechsel an die
Vereinsarbeit des Bundes der
Steuerzahler im Jahr 2016 denke,
so kann sich diese wieder einmal
sehen lassen.ier im LandesverbandBerlin haben wir beispiel-weise mit dem diesjähri-gen Schwarzbuch eine enormePresseresonanz erfahren undkonnten so auch in diesem Jahrdas Thema der Steuergeldver-schwendung in den öffentlichenFocus rücken. Aber auch zu an-deren Steuer- und Finanzpoliti-schen Themen ist der BdSt Berlin

ein gefagter und kompetenterAnsprechpartner für die Mediengewesen. Wir konnten somit dieInteressen unserer Mitglieder,also von Ihnen, wirkungsvoll ver-treten. Ich möchte mich bei Ihnen fürIhre Unterstüzung und unseregemeinsamen Erfolge in diesemJahr herzlich bedanken. LassenSie uns auch im kommenden Jahrgemeinsam für unsere Interes-sen einstehen und scheuen Sie sich nicht, Kontakt mit Ihrem BdSt Berlin aufzunehmen,wenn Sie einmal einen Rat brau-chen oder wenn Sie die Ver-schwendung von Steuergeldernvermuten.

Ihnen und Ihrer Familie wün-sche ich eine frohe und besinnli-che Weihnacht.Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

H
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Hundesteuer wird nicht durchgesetzt
Wie eine Bagatellsteuer zur freiwilligen Spende verkommt

ass es offenbar ein Voll-zugsdefizit bei der Hunde-steuer gibt, ist nichtsNeues. Bereits 2008 wurde derCDU-Abgeordnete Florian Grafmit dieser Feststellung in derWELT zitiert. Damals hatte Grafdie Diskrepanz zwischen ange-meldeten Hunden und den Hun-desteuereinnahmen festgestellt.Zitiert wurde er mit den Worten:„Die Zahlen passen nicht zusam-men. Wir wollen diese Fehlent-wicklung korrigieren. DieBezirke erhalten Anreize zur ge-zielten Kontrolle.“ Damals wollteman laut WELT-Artikel das Feh-len der Hundemarke zu einerOrdnungswidrigkeit erklären.Der Senat hätte das Verfahrenaber damals mit dem Hinweisauf einen „erhöhten Kontrollauf-wand“ abgelehnt. Schon damalshätten Hundemarkenkontrollenergeben, dass etwa die Hälfte derHundehalter steuerlich nicht er-fasst war, hieß es weiter. Geändert hat sich seither of-fenbar wenig. Der Bund der Steu-erzahler Berlin hat auf Nachfragevon der Senatsverwaltung für Fi-nanzen erfahren, dass auch inden letzten Jahren ein Großteilder kontrollieren HundehalteIhre Vierbeiner steuerlich nichtangemeldet hatte. 2013 betraf

das bei 887 ergangenen Kon-trollmitteilungen 50,4 Prozentder Fälle. 2014 waren bei 956Kontrollen 45,7 Prozent und2015 bei 837 Kontrollen 46,2Prozent der Hunde steuerlichnicht registriert. Über die Anzahlvon rückwirkenden Steuerfest-setzungen, die sich hieraus erg-ebenen Mehrsteuern odereingeleitete Verfahren wegender Hinterziehung von Hunde-steuern konnte die Finanzver-waltung allerdings keineAuskunft geben. Hierüber wür-den keine gesonderten Aufzeich-nungen geführt, hieß es in derAktenauskunft. Die Zahlen passen dabei zufrüheren Erkenntnissen desBdSt. Ein behördeninternesSchreiben aus dem Jahr 2011hatte auch schon für das Jahr2010 von einen Anteil von59,4 Prozent steuerlichnicht angemeldeten 
Hunden bei 911 Kontrollenberichtet. Damals war aber nochvon knapp 17.000 Euro Mehr-steuern die Rede, die rückwir-kend festgesetzt worden seien.Geht man von vorenthaltenen

Hundesteuern in der Größenord-nung von jährlich mindestens 10Millionen Euro aus, wäre das al-lerdings ein zu vernachlässigen-der Betrag. Die Erklärung wurdein dem damaligenSchreiben aller-dings gleichmitgeliefert:Eine Ab-gabe wegenEinleitungeines Straf-verfahrens er-folgte damalsnicht, nachBdSt-Recher-chen wegenGeringfü-gigkeit. 

Dabei passen auch schon dieoffiziellen Zahlen nicht ganz zu-

sammen. Ende 2015 waren102.597 Hunde steuerlich gemeldet. Das waren 2.255 mehrals ein Jahr zuvor. Berücksichtigtman zusätzlich rund 5.200 hun-desteuerfreie Blinden-und Rettungshundeergeben sich hierausknapp 114 EuroHundesteueraufkom-men pro angemelde-tem Hund. DerHundesteuersatz beträgtallerdings schon 120 Eurofür den ersten und 180 Eurofür jeden weiteren Hund. Der Bund der Steuerzah-ler sieht Bagatellsteuerngrundsätzlich äußerst kritisch und fordert seitLangem deren Abschaf-fung. Während die Hunde-steuer historisch vor fast200 Jahren als Luxussteuereingeführt wurde, die im Wesentlichen an die vermu-tete höhere wirtschaftlicheLeistungsfähigkeit des Hun-dehalters anknüpft, dürfte sie heute hauptsächlich fiskalischen Zwecken dienen.Eine Steuerungswirkung ist anhand der vorliegen-den Zahlen jedenfalls nichtzu erkennen. Das Voll-zugsdefizit ist damitsowohl für Nichthun-dehalter als auch fürehrliche Hundesteuerzahler eineFarce und de facto zu einer frei-willigen Spende an den Staat verkommen. 

Eine aktuelle Anfrage des Bundes der Steuerzahler bei der Senatsver-
waltung für Finanzen hat ergeben, dass seit Jahren rund die Hälfte der
kontrollierten Hundehalter ihre Vierbeiner steuerlich nicht angemeldet
hat. Auf ganz Berlin hochgerechnet dürfen damit schätzungsweise
100.000 Hunde ohne Steuermarke unterwegs sein.

D

Laut Rechnungshof Defizite bei der FestsetzungDer Rechnungshof von Berlin hatte in seinemJahresbericht 2013 bereits Defizite bei der Festsetzung und Erhebung der Hunde-steuer festgestellt und gefordert, die Ver-fahrensabläufe zu rationalisieren und zu modernisieren. Laut Rechnungshof setzt die Berliner Verwaltung hierfür rund 35 Pro-zent mehr Personal ein als die HamburgerSteuerverwaltung. Das seien 27 Dienst-kräfte. Zudem hätten im Jahr 2011 in 12.236 Hundesteuerfällen Steuerrückständevon 1,2 Millionen Euro bestanden. Seit dem

1. Januar 2002 ist ein Verstoß gegen die Tragepflicht der Hundesteuermarke keinemit einer Geldbuße bewährte Ordnungswid-rigkeit mehr. In der Gesetzesbegründunghieß es, dass „es unverhältnismäßig sei, vergleichsweise geringfügige Verstöße alsOrdnungswidrigkeiten zu ahnden, zum anderen sei es zweifelhaft, ob die Finanz-verwaltung und nicht die Innenverwaltungfür das Verfahren zuständig wäre“. In der Praxis bedeutet dies laut Rechnungshof,dass beispielsweise Mitarbeiter des Ord-

nungsamtes nicht mehr durch Überprüfender Hundesteuermarke feststellen können,ob ein Hund steuerlich angemeldet ist odernicht. Nach Auskunft der Senatsverwal-tung für Finanzen standen im Jahr 2010 dem Hundesteueraufkommen von ca. 10,6 Millionen Euro Verwaltungskosten vonca. zwei Millionen gegenüber. Dieser Betragumfasse jedoch nicht die Kosten der Beitrei-bung. Der tatsächliche Verwaltungsaufwanddürfte laut Rechnungshof damit deutlichhöher liegen. 

Oliver H
aja/pixe

lio.de
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Steuerzahler-Forderung an Rot-Rot-Grün
Schuldenbremse ohne Steuererhöhung einhalten

etzt sei die Politik am Zug, stattdessendie Ausgabenseite in den Griff zu be-kommen und nicht einfach an derSteuerschraube zu drehen, sagte Kraus wei-ter. Der Bund der Steuerzahler weist daraufhin, dass sich Berlin bereits jetzt bei derGrunderwerbsteuer sowie den Hebesätzenfür die Grundsteuer sowie Gewerbesteuer imSpitzenfeld befindet. Die Nachholung von un-terlassenen Unterhaltungsausgaben der Ver-gangenheit dem Steuerzahler als Investitionenin die Zukunft zu verkaufen und damit Steu-ererhöhungen zu begründen, hält der Bundder Steuerzahler für einen Etikettenschwindel. Weiterhin erinnerte der Bund der Steuer-zahler Berlin die Koalitionäre von Rot-Rot-Grün an die ab 2020 auch für Berlin geltendeSchuldenbremse. Verlautbarungen, wonachfinanzielle Spielräume durch Nebenhaus-halte etwa landeseigener Gesellschaften, ge-schaffen werden sollen, nannte Krausalarmierend. „Auch dort aufgenommeneSchulden müssen zur Neuverschuldung ge-zählt werden, wenn diese Gesellschaften

staatliche Aufgaben wahrnehmen. Eine Um-gehung wäre ein Bruch der grundgesetzli-chen Schuldenbremse“, sagte Kraus. Um eineschnelle Klagemöglichkeit gegen einen ver-fassungswidrigen Haushalt für die Opposi-tion im Abgeordnetenhaus zu schaffen,müsse die Schuldenbremse schnellstmöglichauch in die Berliner Landesverfassung auf-genommen werden.Stattdessen fordert der BdSt-Vorsitzende

Kraus überzeugende Konzepte für eine effi-ziente Verwaltung. Hier erinnert der Bundder Steuerzahler beispielsweise an die Fest-stellungen des Rechnungshofes, dass es Ber-lin seit Jahren nicht geschafft hätte, einsystematisches Erhaltungsmanagement fürdie öffentliche Straßen- und Brückeninfra-struktur einzurichten. Zudem sei ein Großteilder neu beginnenden Baumaßnahmen imHoch- und Brückenbau ohne fertiggestellteBauplanungsunterlagen veranschlagt wor-den. Diese Umgehungen des Haushaltsrechtsmacht der Bund der Steuerzahler als Haupt-grund für Baukostenüberschreitungen ver-antwortlich. „Die Quittung dafür darf denBürgern jetzt nicht als Steuererhöhungenaufgehalst werden“, fordert Kraus.

„Berlin nimmt seit Jahren Steuern in Rekordhöhe ein. Weitere Belastungen für die Bürger und
Unternehmer sind das falsche Signal.“ Die Berliner hätten in den letzten Jahren Ihren Beitrag
zur Konsolidierung des Landeshaushaltes bereits geleistet, wird sein Vorsitzender Alexander
Kraus in der Berliner Morgenpost zitiert. Vor dem Hintergrund der langen Wunschliste von Rot-
Rot-Grün warnte der Bund der Steuerzahler Berlin vor Steuererhöhungen und einem Verstoß
gegen die Schuldenbremse. 
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Die neu gewählten Berliner
Abgeordenten hat der BdSt

Berlin im November in einem
Schreiben über die Belastung

der Bürger mit Steuern und
Abgaben informiert. Mit der

Zusendung des Belastungsba-
rometers verbunden haben

wir die Forderung nach einer
Senkung der Wohnnebenko-

sten. Dazu wurde auf das
BdSt-Konzept der Wohnko-

stenbremse verwiesen.

Kritik an Begegnungszone stößt auf Verwunderung
Staatssekretär antwortet Bund der Steuerzahler

it Blick auf die Zustän-digkeit der Bezirksämterfür die Beseitigung vonGehwegschäden weist Gaeblerden Bund der Steuerzahler darauf hin, dass das Land Berlinzur Unterstützung der Bezirkeein ergänzendes Sonderpro-gramm für die Straßensanierungmit jährlich 25 Millionen Euroim Doppelhaushalt 2016/17 auf-

gelegt habe. Diese Mittel könntenselbstverständlich auch für dieSanierung von Gehwegen ein-gesetzt werden. „Es dürfte Ihnenbekannt sein, dass in Berlindurch die zweigliedrige Ver-waltung bestimmte Aufgabendurch die Bezirke eigenver-antwortlich durchgeführt wer-den“, schrieb Staatsekretär Ga-ebler an den Vorsitzenden des

BdSt Berlin, Alexander Kraus. Dem ist das allerdings be-kannt. Denn Kraus sieht geradein dieser Zweigliedrigkeit derVerwaltung die Ursache für vieleProbleme in der Stadt. Die Begegnungszone in der Maaßen-straße gehört zur Fußverkehrs-strategie des Senats, also derLandesebene. Für den Bund derSteuerzahler stellt sich daher dieFrage, ob im Rahmen einer sol-chen Strategie nicht vielleicht zunächst Verkehrssicherungs-maßnahmen auf den marodenGehwegen Vorrang haben soll-ten, um dort überhaupt gefahr-losen Fußverkehr zu er-möglichen. Dafür wäre das Gelddringender erforderlich gewe-

sen. Selbst, wenn die Gehweg-sanierung Bezirksangelegen-heit ist, haftet im Schadenfall das Land Berlin. Immerhin seiBerlin eine Einheitsgemein-de mit Bezirken, die eben keineselbständigen Landkreise sind,meint Kraus. Vom Bund der Steuerzahler hätte sich Gaeblerzum Pilotprojekt Maaßen-straße eine „gründlichere Re-cherche gewünscht“ und begrün-dete dies auch sehr ausführ-lich. Kraus vom Bund der Steuer-zahler überzeugt das aller-dings nicht: „Die Gehwege in Ber-lin sind Schrott, und Begeg-nungszonen in der Straßen-verkehrsordnung nicht einmalvorgesehen.

In der Oktober-Ausgabe war an dieser Stelle von der Kritik im Schwarz-
buch des Bundes der Steuerzahler an der Begegnungszone in der Schö-
neberger Maaßenstraße berichte worden. Schon vorher hatte der Bund
der Steuerzahler den scheidenen Stadtentwicklungssenator Andreas
Geisel aufgefordert, die Planungen für die beiden nächsten Begeg-
nungszonen einzustellen. Dieses Schreiben hat zwischenzeitlich sein
zuständiger Staatsekretär Christian Gaebler mit „Verwunderung“ zur
Kenntnis genommen und geantwortet. 
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auch künftig in die öffentliche Diskussion einbringen zu können, brauchen wir vor allem eines: Noch mehr Mitglieder. Sprechen Sie Freunde und
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Jetzt Mitglied werden
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Informationsvorsprung 

„Gut, dass es den Bund der Steuerzahler gibt.“ Diesen Satz hören wir gerade
in letzter Zeit immer öfter. Denn es ist der Bund der Steuerzahler, der gegen die
Verschwendung von Steuergeldern kämpft. Es ist der Bund der Steuerzahler, der
die Rechte von Steuerzahlern verteidigt. Es ist der Bund der Steuerzahler, der die
Bestrafung von Steuergeldverschwendern fordert. 
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